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Studentenwerk- eine öffentlich rechte Anstalt ?
Die seit dem 1.1.75 von Uber 
70 % der Bewohner getragene 
Verweigerung gegen die bis zu 
30 % betragende Mieterhöhung 
und verschärften Mietverträge 
in den Darmstädter Studenten­
wohnheimen spitzt sich zu.

Nachdem durch die hohe Streik­
beteiligung anfangs dem Stu­
dentenwerk ein ige Geheimzuge­
ständnisse in dem vom Stuwe 
einseitig eingebrachten "Knebe­
lungs-Mietvertrag" abgetrotzt 
werden konnten, versucht das 
Stuwe "mit ausdrücklicher 
B4^.igung"des mit der Wohnheim- 
U P l e g e n h e i t  im Kultusmysterium 
betrauten Dr. Kettner (siehe 
Antwortbrief an den V.'ohnheim- 
ausschuß), die Mobilisierung 
der Wohnheimbewohner für ihre 
berechtigten Forderungen nach 
sozial tragbaren Mieten und an­
nehmbaren Mietverträgen, mit 
Härte zu untergraben.
Rechtzeitig zu Ostern legte 
man den Wohnheimbewohnern ein 
dickes Ei ins Nest.
Das Ei enthielt für je zwei 
Heimbewohner aus den fünf be­
troffenen Wohnheimen eine 
amtsgerichtliche Vorladung 
zu einer mündlichen Verhand­
lung vor dem /vmtsgericht Darm­
stadt, um die Beklagten 
"kostenpflichtig und vorläufig 
v o l l s t r e c k b a r  zu verurteilen, 
an die Klägerung (Frau StuweT 
einen Miet- bzw. Nutzungsrück­
stand in Höhe von DM ... zu 
zahlen."
D^; Gründe, weshalb es ausge- 
t ^ ^ n e t  diejenigen erwischt

denen vor Ostern die Klage­
sätze zugingen, sind unbekannt. 
Das 7,mtsgerücht will wissen, 
daß um die Zimmer-Nr. der zu 
Verklagenden auf einer inter­
nen Feier der "Bel Etage" des 
Stuwe gepokert wurde. Die Klage 
wird mit dem Stuwe-Gesetz be­
gründet, darin heißt es:

"Die Klägerin (Stuwe) hat gemäß 
. . . des Gesetzes über die Stu­
dentenwerke ... ihre wirtschaft­
lichen Betriebe, wozu auch das 
Studentenwohnheim gehöre, so zu 
JLhren, daß die Einnahmen die Ge­
samtkosten unter Beachtung cer 
Grundsätze der Wirtschaftlich­
keit unter Gewinnverzicht decken. 
Zuständig für die Festsetzung 
der monatlichen Miete für die 
Nutzung von Wohnheimplätzen Ist 
der Hess. Kultusminister ...
Die Neufestsetzunc erfolgte dann 
durch Erlaß ...
Die geforderte Mieterhöhung ist ■ 
gerechtfertigt. Der Hess. Kul­
tusminister hat sie unter Be­
rücksichtigung der vorgenannten 
gesetzlichen Vorschriften geän­
dert. Die Änderung ist auch 
sachlich gerecht fertigt.
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An den ministerieller, Erlaß ist 
der Beklagte (Heimbewohner) im 
Rahmen des besonderen Gewalt­
verhältnisses nach Zulassung 
der Klägerin (Stuwe) als öffent­
lich rechtliche Anstalt gebun­
den. Die privatrechtllche Ausge­
staltung des Nutzungsverhältnis- 
ses ändert daran nichts.
Die Vorschriften des 2. WKSchG 
(Wohnraumkündigungsschutzqe- 
setz) finden für den Beklagten 
(Heimbewohner) keine Anwendung, 
weil der Wohnraum ihm nur zum 
vorübergehenden Gebrauch über­
lassen ist, außerdem wäre die 
Mieterhöhuna zulässig gern. Art.
3 MHIC2".
Die Klage wird nun also mit der 
Fachaufsicht des Kumi über das 
Stuwe begründet. Wenn der Kumi 
über die gesetzlich verankerte 
Fachaufsicht die Preise erhöht 
(Wohnheimmieten, Mensapreise), 
weil er sich weigert, die Zu­
schüsse zu erhöhen, oder über­
haupt zu zahlen, so hat der Be­
troffene sich an die weisen 
landesväterlichen Ratscüüsse zu 
halten und ganz einfach eben 
Pech gehabt.
Das war nicht immer so. 1972 
wurde vom Landesparlament im 
Zusammenhang mit der Erhöhung 
der Sozialbeiträge das Stu- 
dentenw erksgesetz geändert. 
Früher war die Sozialbeitrags­
erhöhung am studentischen Veto 
im Stuwe-VorStand gescheitert.
Nun wurde das Veto-Recht abge­
schafft, eine Erhöhung konnte 
jetzt gegen den Willen der ge­
samten Studentenschaft durchge­

setzt werden. Der sich dennoch 
erhobene Widerstand der Stu­
denten gegen diese Erhöhung 
war dem Kumi zu unbequem. Kurz 
bevor die Mensapreiserhöhung 
anstand, wurde erneut das Stuwe- 
gesetz geändert. Die Unabhängig­
keit des Stuwe wurde aufgeho­
ben. und dieses unter die di­
rekte Fachaufsicht des Kumi ge­
stellt. Damit verlor die Stu­
dentenschaft ihren Einfluß 
zur Wahrung ihrer sozialen Be­
lange im, Studentenwerk. Bereits 
damals wurden die nächsten 
Maßnahmen vorbereitet: Miet­
erhöhung in Wohnheimen, eine 
weitere Sozialbeitragserhöhung 
und die Abschaffung der stud. 
Krankenversicherung.

Anfang Januar 75 fand auf Ini­
tiative des Stuwe ein Infor­
mationsgespräch über die recht­
liche Lage zwischen Stuwe- und 
Wohnheimvertretern und je einem 
Vertreter des Mieterveins und 
des Haus- und Grundbesitzerver­
eins statt. Während die Wohn­
heimvertreter und der Vertre­
ter des Mietervereins den so­
zialen Charakter d e r 'Wohnheime 
betonten und auch die formale 
Durchführung der Kündigung und 
Mieterhöhung bemängelten, 
schieß sich das Stuwe der Argu­
mentation des Haus- und Grund­
besitzersvereins an:

Da das Wohnrecht nur für die 
Dauer des Studiums erteilt wird 
und die Studienzeit gemessen 
an der durchschnittlichen Le­
benserwartung nur eine relativ
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kurze Zeit sei, müsse geprüft 
werden, ob nicht ein besonde­
res Mietverhältnis von vorüber­
gehender Dauer zwischen Wohn­
heimbewohnern und Stuwe vor­
liegt.

In t'oresetzuno des massiven A b ­
baus des Stuwe als soziale Ein­
richtung wird jetzt versucht, 
die privatrechtlichc AiBqestal- 
tung des Mietverhältnisses eben­
so verschwinden zu lassen wie 
die Selbstverwaltung des Stuwe 
und das frühere Veto-Recht der 
studentischen Vetreter.

Dan Stuwe hat sich als öffent­
lich rechte Anstalt demaskiert, 
das zeigt sich durch:

1. reine Übernahme der Argumen­
tation des Ilaus- und Grundbe­
sitzervereins
2. die Art und Weise des juri­
stischen Vorgehens.

Das Mietverhältnis ist für alle 
streikenden Heimbewohner gleich 
(außer Miethöhe, Zeitpunkt dos 
Vertragsbascnlusses etc.). Für 
eine juristische Klärung hätte 
eine klage gegen einen Heimbe­
wohner ausgereicht. Die Verkla­
gung von 10 Heimbewohnern macht 
deutlich, daß das Stuwe mit 
"ausdrücklicher Billigung" des 
Herrn Dr. Kettner aus dem Kumi 
über die Prozeß-und Anwaltskosten 
die Heimbewohner an ihrer ma­
teriellen Existenz anareift 
und den Streik der Heimbewohner 
dadurch zerschlagen will.

3. die Art, Mieterhöhungen ein­
zutreiben, z. !3. auch bei den 
Hausverwaltern: ihnen wurde in 
den ersten Februartagen mitge­
teilt, daß sie ab 1.2. die volle 
Miete für ihre Dienstwohnung zu 
zahlen hätten. Bei Erhalt ihres 
Gehaltsstreifens mußten sie fest­
stellen, daß man ihnen die volle 
Miete gleich abgezogen hatte.

Den mitstreikenden Wohnheimtu- 
toren wurde ab Januar aas Ge­
halt gesperrt. Sie bekommen es 
erst dann, wenn sie die Mieter­
höhung nachbezahlen.

Die alles geschieht mit tat­
kräftiger Unterstützung unse­
res Präsidenten Böhme, der bei 
der Sperrung der Tutorengelder 
eifrig mitwirkte und darüber 
hinaus dem AStA der THD mit 
rechtsaufsichtlichen Maßnahmen 
drohte, weil dieser für die 
Wohnheimbewohner ein Sonder­
konto eingerichtet, hatte.
Böhme hatte allerdings im 
Brief an den AStA nicht die 
Tatsache bemängelt, daß ge­
streikt wurde, sondern daß 
die alten Beträge "verspätet" 
beim Stuwe eintrafen. Dafür 
machte er das AStA-Streikkonto 
verantwortlich. Mit dieser Ar­
gumentation schoß er ein Eigen­
tor, denn sie beinhaltet die 
Anerkennung der Berechtigung 
des Mietstreiks.

Das Stuv/e macht pro Jahr ca.
1,7 Mio DM Defizit, davon etwa 
4 40 000 DM im Wöhr.heiirboreich. 
Da dieses Defizit nicht ge­
deckt wird, häuft es sich mit 
den Jahren an und nur seine Ei­
genschaft als öffentlich recht­
liche Anstalt rettet das Stuwe 
vor arm Bankerott. Im Wohnheim­
bereich bekommt das Stuv/e keine 
Zuschüsse vom Land (ebenso wie 
im Gesundheitsdienst, ICO 000 
Defizit) d. h. es soll kosten­
deckend arbeiten, als soziale 
Einrichtung!
Man versucht, die Kosten auf 
den Rücken der Studenten abzu­
wälzen, das bedeutet Sozial­
beitragserhöhung , Mieterhöhung, 
Abschaffung der stud. Kranken­
kasse. Nach der Salamitaktik 
wird jedes Semester die Preis­

schraube woanders angezogen, 
dahinter steckt die Absicht, 
nicht allzuvicle Studenten 
gleichzeitig zu treffen und 
damit die Betroffenen ausein­
anderzudividieren. Die Miet­
erhöhungen treffen deshalb uns 
alle als Abbau studentischer 
sozialer Einrichtungen.
Ubt deshalb unbedingt Solida­
rität mit den streikenden 
Heimbewohnern!
Unterstützt die Forderungen: 
Keine Mieterhöhung, keine 
"Knebel-Mietverträge"
weg mit der Fachaufsicht des 
Kumi über das Stuwe durch cas 
Stuwe-Gesetz!

Deckung der Stuwe-Defizite durch 
das Land, nicht durch die Stu­
denten

Wohnheim Heinrichstraße,starker Verkehr,15qm,127,-DM

So leben die Studenten
Ernährung 210
Miete 148
Anschaffung von 
Kleidung und Schuhen 45
Lehrbücher und
sonstige Lernmittel 33 ||i
Fahrkosten 31 }

Sozialbeitrag 17

eines Studenten, der nicht 
bei seinen Eltern lebt

Körperpflege 17
Kleiderpflege
und Reparaturen 12
Sonstige Ausgaben 102
r  --------------------- 1

Gesamtbetragi 615
sgabe



4VIETNAM
Interv iew  m it v ietn am esisch en  Studenten der THD

Die Meldungen aus Vietnam überstürzen sich in den letzten Tagen. Da­

bei handelt es sich hauptsächlich um dramatische Schilderungen des 

Flüchtlingsinfernos und der Rettungsarbeiten. So verständlich es ist, 

daß Reprcter von ihren sicherlich grausamen Eindrücken berichten, so 

birgt diese Schilderung eine Gefahr der Meinunqsmache. Die Sympathien 

liegen selbstverständlich auf der Seite der existenziell betroffenen 

Vietnamesen. Als Aggressor wurde in der gesamten Presse der Vietcong 

hingestellt und festgeschrieben. Eine weitergehende Aufklärung über 

Fragen wie: Warum Einwohner von Danang flüchten, Was sie

^prchten, warum man die amerikanische Botschaft aus Angst vor Un­

ruhen evakuieren muß, warum Thieu die militärische Lage in Danang 

lange unklar ließ und jetzt für Rettungsmaßnahmen die Vereinten Na­

tionen anruft usw, sucht man vergebens.

An der TH Darmstadt studieren ca. 50 Vietnamesen. Einer von ihnen kam 

jetzt aus Südvietnam zurück. Vom Krieg betroffen sind alle. Wir spra­

chen mit einigen von ihnen, am 2.4.75.

,Frage: Wtn stark seid Ihr in der 
BRD vom Krieg in Eurer Heimat be­
troffen? Was ist mit Euren Ver­
wandten?

Wir rachen uns natürlich Sorgen 
um die Sicherheit unserer Fa­
milienangehörigen, von denen 
wir in diesen Tagen keine Nach­
richt erhalten haben. Manche 
von uns sind insbesondere da- 
^^rch betroffen, daß unsere 
^Hlihorigen ihren Wohnsitz in 
ö S  vor. Thieu evakuiercen oder 
aufgegebenen Gebieten haben und 
wir damit über das unmittelba­
re Schicksal unserer Eltern, 
Brüder und Schwestern im Unkla­
ren sind. In den Zeitungs- und 
Rundfunkberichten der letzten 
Tage lasen wir, daß die Zivil­
bevölkerung zwangsevakuiert wur­
de, daß plündernde und mordende 
Saigoner Soldaten ein Chaos 
ancrerichtet haben und daß vie­
le unschuldige Menschen ihr 
Opfer wurden. Einige von uns ha­
ben zwar vor einigen Wochen von 
unseren Familien erfahren, daß 
sie nicht bereit sind, ihre 
Heimatstädte in ein ungewis­
ses Schicksal zu verlassen, 
aber gerade die letzten Fern— 
sehaufnahmen und Berichte z. B. 
aus Danang, über die Flücht- 
lincstrecks zu Lande und zu 
Wasser, erfüllen urs mit großer 
Sorge. Am Dienstagabend konnten 
wir einem Bericht einer Frau 
auf einem Schiff aus Danang ent­
nehmen, wie die Bevölkerung von 
den "eigenen" Soldaten "ge­
schützt" wurde. Die Saigoner 
Armeeangehöriger, beraubten die

Passagiere, vergewaltigten die 
Frauen und unterdrückten jedwe­
den Protest dadurch, daß sie 
sich widersetzende Leute kur­
zerhand über Bord ins offene 
Meer warfen. Unter diesen U m ­
ständen können wir nur hoffen, 
daß unsere Familienangehörigen 
sich der Zwangsevakuierung w i ­
dersetzen oder entziehen konn­
ten und in ihren Heimatorten 
ausharrten.
Unsere Brüder unterliegen der 
Generalmotilmachung Saigons, 
sogar 17jährige müssen zur A r ­
mee. Auslandsreisen sind gene­
rell verboten. Es ist schwer 
für unsere Brüder, sich dem 
Militär zu entziehen. Wir w i s ­
sen, daß zu kämpfen (in der 
Saigoner Armee) ln diesem il­

legalen und unmoralischen Krieg 
der Verteidigung des Vaterlan­
des nicht dient.

Frage: Wir fragen noch einmal 
nach, u/ie witkt sich dar Krieg 
und das Thieu - Regime ln Vietnam 
auf Euer Leben hier in der BRD 
aus?

In der BRD studieren z.Z. etwa 
1.200 Vietnamesen. An allen Uni- 
versitäts- und Hochschulorten 
bestehen lokale Vereine, deren 
Aufgabe es ist, die Beziehungen 
unter den Vietnamesen sowie zur 
deutschen Bevölkerung zu pfle­
gen, die Rechte der vietnamesi­
schen Studenten zu verteidigen, 
ihre Interessen zu wahren und

zur nationalen Versöhnung und 
Eintracht beizutragen.
Der Dachverband dieser lokalen 
Vereine ist die Union Vietname­
sischer Studenten in der BRD.
Sie wurde 1966 gegründet.
Die Entwicklung in unserer Hei­
mat hatte natürlich auch ihre 
Auswirkungen unter der vietna­
mesischen Studentenschaft der 
ERD. So mußten wir verschiedent­
lich unsere Rechte gegenüber der 
Saigoner Botschaft in Bonn ver­
teidigen, die nichts unterließ, 
uns in unserer Arbeit zu stören, 
uns unserer demokratischen Frei­
heiten zu berauben, uns einzu­
schüchtern, ja sogar einige un­
ter uns ausweisen zu lassen 
(Ende 73), nur weil wir es wag­
ten, anderer Meinung als Thieu 
zu sein. Ende 1973 wurde der 
"Bund der Freien Vietnamesi­
schen Studenten" gegründet, zu 
dem Zweck, die vietnamesische 
Studentenschaft der BRD zu spal­
ten, also eine Pro-Regierungs­
fraktion zu bilden. Die Entwick­
lung unter den vietnamesischen 
Studenten seit der Unterzeich­
nung des Pariser Abkommens hatte 
nämiieh der Botschaft zu großer 
Sorge Anlaß gegeben.

Fraga: Klan hat besonders in den 
letzten Tagen sehr viel über das 
Flücht1innsrirama bei DaNang und 
im Hochland qelesen. Warum diese 
panische Flucht von Tlillior.en von 
E inuiohnern?

Wie wir schon zu Anfang sagten 
und wie auch in Fernsehen und 
Zeitungen bestätigt wurde, ist 
ein Großteil der Bevölkerung 
zwangsevakuiert worden. Man 
darf auch nicht vergessen, daß 
30 Jahre Regierungspropaganda 
nicht ohne Wirkung geblieben 
sind und daß di| Strategie der 
verbrannte! Erde+ ein entschei­
dendes Mittel amerikanischer 
und Thieu-Politik war und ist, 
wenn es darum ging, Gebiete 
aufzugeben. Die Schaffung von 
"free fire" Zonen hat zehntau­
senden von Bewohnern dieser 
Regionen das Leben gekostet.
Die US- und Saigoner Luftwaffe 
und Armee haben oft genug b e ­
wiesen, daß sie nicht nur ge­
gen militärische Ziele Vorge­
hen. Die alte Kaiserstadt Hue 
z. B. wurde erst bei der Rück­
eroberung duch US- und Saigoner 
Trauppen nach der Tet-Offensi- 
ve 1968 rücksichtslos zerstört. 
Die Konzentration der Bevölke­
rung in sog. Flüchtlingsla­
gern ist Teil der Politik Thieus.
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Man kann auch nicht leugnen, 
daß - ähnlich einem Schneeball­
effekt - viele Leute einfach 
von vorbeiziehenden "Flücht­
lingen" mitgerissen werden.
20 km weiter, erschöpft und 
wieder zur Besinnung gekom­
men, machten sie einfach kehrt.

Fraga: Haban denn überhaupt Angrif­
fe der Provisorischen Revolutions- 
Regierung (PRR) auf Zivilbevölke­
rung, wie man dies ab und zu in 
der Presse lesen konnte?

Die FNL Soldaten haben schon 
sehr lange gekämpft, um die Un­
abhängigkeit und Freiheit unser­
es Landes zu verteidigen.Dieser 
Kampf war schwer und Verlust - 
reich. Es entstand bei ihnen das 
moralische Bewußtsein, einen 
Krieg für das vietnamesische 
Volk zu führen. Daher ist es 
absurd anzunehmen, die FNL 
kämpfe in diesem Befreiungs­
krieg gegen das Volk. Demgegen­
über werden die Saigoner Truppen 
mit Gewalt auf das Schlacht­
feld getrieben. Sie haben keine 
Motivation für den Krieg außer 
ihrem eigenen überleben. Zusam­
men mit dem amerikanischen 
Aggressor hat Thieu einen Wi­
derspruch verursacht zwischen 
Freiheit und Demokratie.

In einer Saigoner Zeitung haben 
wir gelesen, daß die Flüchtlinge 
auf einer Straße vom Hochland 
nach Süden zogen; dann kamen 
die Truppen der PRR auf dersel­
ben Straße ihnen entgegen. Still 
und diszipliniert keimen sie, 
um die Stadt zu übernehmen.
Ein Übergriff fand nicht statt. 
Den Flüchtenden räumten sie 
den Weg frei und wichen Wagen­
kolonnen aus.

Die Luftwaffe des Thieu ist be­
kannt, nur auf "vermutliche Be­
wegungen" geschossen zu haben. 
Also auch häufig auf Flüchtlings­
trecks. Aus psychologischen Grün­
den werden solche diversen Atten­
tate auch bewußt undurchsichtig 
durchgeführt und der PRR unter­
geschoben. Die westeuropäische 
Presse hat Uber dererlei G e ­
schehnisse berichtet, keine 
dieser Meldungen ist jedoch be­
wiesen.

Flüchtlingstrecks oder Schiffe 
wurden nicht angegriffenl 
Millionen Menschen wurden zwangs­
evakuiert. Diese Flüchtlings- 
Strategie, die dem Thieu-Regime 
moralische Vorteile und Solda­
ten bringen soll, stürzt das 
Volk in ein unsagbare Elend.

Einer von uns hat einen Brief 
von seinem Vater vom 20. März 
bekommen. Er ist Major in der 
Thieu-Armee. Obwohl er Grund 
hätte, die PRR zu fürchten, woll­
te er mit seiner Familie in 
Danang bleiben.

Frage: Ulas für eine Strategie ver­
folgt Thieu Eurer (Deinung nach, 
wenn er große Gebiete räumen läßt 
und Zuiangeevekuierung annrdnet?

Wir müssen feststellen, daß 
der "Verlust" von Provinzen 
nicht erst jetzt geschah.
Schon zur Zeit der Unterzeich­
nung des Pariser Abkommens w a ­
ren weite Landstriche in der 
Hand der Provisorischen Revo­
lutionsregierung Südvietnams 
(PRR). Thieu hatte von Anfang 
an versucht, das Pariser A b ­
kommen (PA) zu sabotieren. Er 
bestrafte ide Verbreitung des 
Textes des Pariser Abkommens 
in seinem Gebiet als Hochver­
rat. Er drohte, jeden erschlos­
sen zu lassen, der von den im 
Abkommen verbrieften Recht der 
Freizügigkeit Gebrauch machen 
wollte und unternahm von Anfang 
an militärische Operationen ge­
gen das von der PRR Südvietnams 
kontrollierte Gebiet. Nachdem 
Thieu mehrere Gebiete erobert 
hatte (das PA wurde am 27.1.73 
unterzeichnet), erging am 
8.10.73 von der anderen Seite 
der Befehl, zurückzuschlagen 
und den Status vom 27.1.73 
wiederherzustellen. Da Thieu 
allerdings auch weiterhin das 
PA sabotierte und wieder mili­
tärische Mittel einsetzte, wu r­
den die Ausgangsbasen seiner 
Streitkräfte angegriffen. Erst 
am 13.1.75 erhielt die Armee 
der Gegenseite den offiziellen 
Befehl, "überall dort anzugrei­
fen, wo es für die Verteidigung 
der Interessen des Volkes und 
zur Verwirklichung des PA nötig 
ist." Thieu hatte 'Sich selbst 
in diese Lage manövriert.
Mitte März räumte Thieu drei 
Provinzen im Zentralen HOchland, 
d. h. eigentlich räumte er nur 
die von ihm gehaltenen Städte 
und Militärbasen. Einerseits 
war er durch einen Aufstand der 
Bergvölker gegen das Thieu-Re­
gime dazu gezwungen, militä­
risch unhaltbare Positionen auf­
zugeben (der französische Jour­
nalist Paul Leandrie, der darü­
ber berichtete, wurde von der 
Saigoner Ausländer-Polizei vor 
der Hauptwache erschossen), an­
dererseits die Aufmerksamkeit 
der USA, von der er glaubte, sie 
liefere ihm 'zu wenig Ausrüstung, 
zu erwecken. Daß ihm allerdings 
die Pferde durchgehen würden 
und er einige Wochen danach vor 
dem politisch-moralischen Zusam­
menbruch stehen würde, hatte er 
sicherlich nicht erwartet. Die 
Szenen des überstürzten Rück­
zugs, der Zersetzung des eige­
nen Regimes, sind mehr als deut­
lich zu sehen gewesen. Aber es 
war nicht ausschließlich der 
militärische Druck der Gegen­
seite, die ihm diese Maßnahmen 
aufzwangen, sondern die innen­
politische Lage, die Streiks 
und Demonstrationen der Schü­
ler und Studenten, der Arbeiter 
und sogar seiner eigenen parla­
mentarischen Opposition, sowie 
die rasche Verschlechterung der 
wirtschaftlichen La«e, die

Korruption und der Verbrauch 
des größten Teils des Staats­
haushaltes für Armee und Poli­
zei, verhinderten eine Konso­
lidierung seines Regimes und 
eröffenten dem Zusammenbruch 
den Weg.

Frage: Im Zusammenhang mit dem 
Flüchtlingselend wird überall zu 
Spenden für Vietnam aufgerufen. 
Gelangen diese Spenden überhaupt 
an ihr Ziel, kommen eie der hun­
gernden Bevölkerung zugute?

Bisher sind die Mehrzahl der 
angebotenen Hilfeleistungen in 
einem Wirrwarr von Korruption, 
Bestechung und dunkler Kanäle 
ziemlich sinnlos verpufft. So­
gar die bundesdeutsche Bot­
schaft in Saigon wird die in 
den letzten Tagen gesandten 
HilfsgUter selbst veteilen, um 
sicher zu gehen, daß sie dei^ 
vorgesehenen Empfänger err<ÄI 
chen. überraschend ist auc)^^ 
daß das Thieu-Regime, obwohl 
es ein Vielfaches der Hilfe 
erhalten hat, die die PRR und 
die DRV bekamen, nicht in der 
Lage war, diese nutzbringend 
anzuwendenJ Es ist uns bewußt, 
daß es eine unpolitische huma­
nitäre Hilfe eigentlich nicht 
geben kann. Hilfslieferungen 
in das Saigoner Gebiet bedeu­
teten immer eine Stärkung der 
schwachen Position Thieus und 
eine Verlängerung des Krieges. 
Natürlich wollen wir damit 
nicht sagen, daß jede Hilfe 
nutzlos ist, aber es muß ge­
währleistet sein, wie vorhin 
schon angemerkt, daß jede ge­
leistete Hilfe den unmittelbar 
Betroffenen zu Gute kommt. Die 
Flüchtlinge fczw. die hungernde 
Bevölkerung in den Städten 
Südvietnams muß mit dem Lebens 
notwendigen versorgt werden, 
ärztliche Hilfe tut not. Es ^^ 
gibt z. B. die Volksfront 
Rettung der Hungernden, von der 
man annehmen kann, daß die ihr 
zur Verfügung gestellten Mittel 
nutzbringend angewandt werden 
und nicht in dunklen Kanälen 
verschwinden. Hilfe darf nicht 
einseitig vergeben werden. Auch 
im Herrschaftsbereich der PRR 
ist Hilfe nötig.

Frage: Ulie hat sich seit dem Pa­
riser Abkommen die weitere Ein­
mischung der USA in Südvietnam 
auf die Lage ausgewirkt?

Die USA haben nie aufgehört - 
wie im PA gefordert - sich in 
die inneren Angelegenheiten 
Südvietnams einzumischen. Uber 
20.000 "zivile" Berater unter­
stützen den Machtapparat Thieus. 
Die Polizei, die Armee und die 
Luftwaffe wurden und werden von 
Amerikanern ausgebildet und un­
terhalten. Ohne die massive mi­
litärische Unterstützung und 
Duldung der USA hätte Thieu nie 
das PA sabotieren können. Sie 
tragen die eigentliche Verant-
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wortung an dem Elend, dem Mor­
den, den Vergewaltigungen und 
den toten Soldaten. Wir nehmen 
nicht an, daß ein Schwenk um 
180 ° in der US-Politik zu er­
warten ist, aber wir sehen, daß 
auch die USA große innenpoliti­
sche Schwierigkeiten, nicht zu­
letzt aus Gründen ihrer Vietnam- 
politik, hat und hoffen daher 
und auch durch den Einfluß der 
Weltöffentlichkeit, einen posi­
tiven Schritt zur Lösung des 
Vietnaxnproblems absehen zu kön­
nen. Thieu muß weg. Die Verwir- 
lichung des PA, d. h. die Bil­
dung eines Nationalen Rats der 
Versöhnung und Eintracht, die 
Garantie aller demokratischen 
Rechte sowie die Abhaltung freier 
Wahlen in Süd-Vietnam sind für 
uns der einzig gangbare Weg zur 
Verwirklichung des Friedens ln 
Vietnam.

: Warum diese Einmischung? 
enendee ist doch das PA ein 
Ki8singer8?

Ge/innung/chnüffelei 
ein def TH D ?
In der BRD ganz allgemein gilpt es bereits eine Flut 
von Berufsverbotsfällen. Insbesondere Bayern und 
Baden-Württemberg führen diese Negativliste an.
Auch in Hessen gibt es seit 1972 Fälle von Berufs­
verboten und Gesinnungsschnüffelei, was sich im 
Jahre 1974 intensiviert hat. Daß auch in Darmstadt 
diese "moderne Hexenjagd" Früchte getragen hat, 
beweisen mehrere Fälle wie zum Beispiel der Fall 
der Referendarin Heidi Robitsch-Klee, der Fall von 
zwei Dozenten an der FHS Darmstadt etc. Ganz still 
und Heimlich (oder auch "normal? in dieser Bezie­
hung) hat die verfassungswidrige Gesinnungsschnüf­
felei als Vorläufer der Berufsverbotepraxis auch an 
der THD Eingang gefunden:

Für Amerika hat es zwei Wege 
gegeben. Einer war, weiter Krieg 
zu führen, was ein Ende wie in 
Kambodscha genommen hätte. Der 
zweite war, politische Verhand­
lungen zu führen, und das PA 
zu verwirklichen. Dazu wäre 
ein Sturz Thieus und eine neue 
verhandlungsbereite Regierung 
notwendig gewesen.
Die Amerikaner haben von Anfang 
an das PA unfreiwillig unter - 
schrieben. Die USA wollten mit' 
ihren Truppen raus aus Vietnam, 
nicht zuletzt unter dem Druck 
der Öffentlichkeit in ihrem Lan­
de. Man vermutet, daß Thieu von 
den USA mehrere Millionen Dol­
lar für seine Unterschrift be­
kommen habe.
Die Amerikaner waren immer ge­
willt, ihren Neokolonialismus 
ii^^ietnam weiterzuführen, das 
ülf^B die Amtsdauer von sechs 
v^Schieder.en Amerikanische Prä­
sidenten. B»

Es müssen alle Angestellten 
und Beamten dieser Hochschule 
von Präsidenten, Professor, 
Verwaltungsangestellten bis 
zum Hi/lfsassistenten einen 
Personalbogen in zweifacher 
Ausfertigung ausfüllen.
Ein Exemplar bleibt hier an 
der T iiD , das andere schickt 
der Präsident an das Kultus­
ministerium, Beim Kumi, wo 
sich dann alle Personalbö­
gen aller Hochschulen ansam- 
neln, holt sie der Verfassungs­
schutz ein und überprüft alle 
Kandidaten.
(Soweit wir in Erfahrung brin­
gen konnten in Darmstadt an der 
THD ab BAT V c, bei Hilfsassis­
tenten wird argumentiert: die 
Hiwi-Entlohnung stelle ein Teil­
gehalt von A 13 dar. Damit wird 
auch diese Personengruppe "über- 

i priifungsbedür ftig" .)

Was lese ich denn hier ? “
Sie haben sich am 27. März 1972 gegen 

9.30 Uhr am U-Bhf. Wittenbergplatz 
mit einem gewissen Neumann unterhalten, 

dessen Schwager, ein gewisser Krüger, 
einen Vater hat, dessen Freund lange 
Zeit in der KPD war! Und Sie wollen 

Beamter im öffentlichen Dienst werden ?

Der Verfassungsschutz wählt dann 
die Bewerber aus, die einem sog. 
Anhörungs- bzw. Ubernrüfungsge- 
spräch unterzogen werden. In Hes­
sen ist bis jetzt die Zuhilfe­
nahme eines Rechtsbeistandes zu­
lässig. Eei Verweigerung von Aus­
künften, wird der Einstellungs­
antrag des Bewerbers jedoch 
nicht mehr weiterbearbeitet.
Das äußerst Beunruhigende ist, 
daß die Hochschulleitung der THD 
diese verfassungswidrige Praxis 
der Behörden hinnimmt, ohne auch

nur die Spur von Bedenken öffent­
lich zu zeigen.

Was sagen die zuständigen Gesetze 
aus?
Hess. Beamtengesetz § 7 Abs. 1:
In das Beamtenverhältnis darf nur 
b erufen werden, wer ... 2. die 
Gewähr dafür bietet, daß er je­
derzeit für die freiheitlich de­
mokratische Grundordnung im Sin­
ne des Grundgesetzes und der Ver­
fassung des Landes Hessen eintritt
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Bundesangestelltentarif § 8 Abs.ls 
t/ Der Angestellte hat sich so zu 
verhalten, wie es von- Angehöri­
gen des öffentlichen Dienstes 
erwartet wird. Er muß sich durch 
sein gesamtes Verhalten zur frei­
heitlich demokratischen Grundord­
nung im Sinne des Grundgesetzes 
bekennen.*

Die Praxis des Uberprüfungs­
und ANhörungsverfahrens ist 
jedoch, wie offiziell bestä­
tigt, Verschlußsache (VS); 
d. h. öffentlich nicht zu­
gänglich. Mit anderen Worten, 
hier wird der Auslegungswill­
kür, was als verfassungskon­
form bzw. verfassungsfeindlich 
gilt, Tür und Tor geöffnet.

Politisch ist die Anhörung * <—
t m  absurd und gefährlich, wie 
aus allen bisher bekannten An- 
hcrungsverfahren hervorgeht.
Das Grunacesctz wird vollstän­
dig mit der gegenwärtigen 
Wirtschaftsordnung identifi­
ziert. Die Feststellung einer 
Diskrepanz zwischen geschrie­
bener und verwirklichter Ver­
fassung gilt als unzulässig.
Wer sie behauptet bietet nicht 
die Gewähr ...
Wer jedoch speziell die Hess. 
Verfassung und auch das GG 
kennt, weiß, daß z. B. Sozia- 
lisierungsmaßna.imen von 
Schlüsselindustrien nicht 
verfassungswidrig sind, viel 
weniger noch die Forderung 
danach.

Umgekehrt sollte man 
nach dem Text des GG an­
nehmen, daß das Berufsver­
bot eindeutig verfassungs­
widrig ist. (Art.33,3 GG 
"niemand darf wegen seiner 
"Niemandem darf aus seiner 
Zugehörigkeit zu einem Be­
kenntnisse oder einer Welt­
anschauung ein Nachteil er­
wachsen".

Der D G E , die GEW sowie andere 
fortschrittliche Organisa­
tionen haben die Ministerprä­
sidentenbeschlüsse, die diese 
illegale Praxis begleiten bzw. 
einleiteten, eindeutig abge­
lehnt. Die richtige politische 
Einsicht, daß die Versuche po­
litischer Disziplinierung in 
allen gesellschaftlichen Be­
reichen einen zentralen Angriff 
auf die vor allem von der A r ­
beiterklasse erkämpften demo­
kratischen Rechte darstellen, 
muß für uns Studenten zur Folge 
haben, eben gemeinsam mit der 
im DGB organisierten Arbeiter­
schaft die Rechte zu verteidigen 
und zu erweitern.

An derTHD haben sich bisher Ver­
zögerungen bei der Einstellung 
ergeben. Von Anhörungen ist uns

noch nichts bekannt geworden; 
lediglich von der o.g. Überprü­
fung. Der AStA der THD fordert 
alle Betroffenen auf, uns über 
ihre Erfahrungen zu berichten.

Weiterhin fordern wir die Hoch­
schulleitung dringend auf, so­
fort öffentlich Stellung zu 
diesem Thema zu nehmen.
Wir werden dieser Angelegenheit 
auf der Spur bleiben.

Der Asta der THD begrüßt 
die Initiative von dr.
Azzola, Professor für 
öffentliches Recht an der 
THD,"Bürger gegen Berufs­
verbote". Das "Darmstädter 
Echo" hat aus politischen 
Gründen die Veröffentlichung 
dieses Aufrufes abgelehnt.
Hier der Text:

Als die Nazis die Kommunisten holten, 
habe ich geschwiegen; 
ich war ja kein Kommunist.
Als sie aie Sozialdemokraten einsperrten,
habe ich geschwiegen;
ich war ja kein Sozialdemokrat.
Als sie aie Katholiken holten, 
habe ich nicht protestiert; 
ich war ja kein Katholik.
Als sie mich holten, gab es keinen mehr, 
der protestieren konnte. t

MARTIN N IEMÖLLER

Für demokratische Rechte 

und Freiheiten

Aufruf zur Initiative 

"Bürger gegen Berufsverbote”

AUFRUF ZUR G R Ü N D U N G  EINER INITIATIVE 

"BÜRGER G EG EN  BERUFSVERBOTE"

In Darmstadt wurde der Referendarin Hedi Robitzsch-Klee nach 
bestandenem 2. Staatsexamen bisher die Anstellung als Beamtin 
auf Probe versagt. Frau Robitzsch-Klee ist Mitglied der DKP.
Sie war stellvertretende Kandidatin im Darmstüdter Wahlkreis 
49 anläßlich der letzten Wahlen zum Hessischen Landtag.

Wir nehmen dies zum Anlaß und erklären:
Wie viele andere Menschen in diesem Staat wird Frau Robitzsch- 
Klee rechtlich benachteiligt wegen ihrer Mitgliedschaft in ei­
ner legglen Partei und der rechtlich zulässigen Tätigkeit in ihr.

In dieser Diskriminierung sehen wir mehrfache Grundrechtsver­
letzungen. Denn unseres Erachtens garantiert das Grundgesetz, 
daß eine legale Handlungsweise nicht dadurch in ihrer rechtli­
chen Zulässigkeit verändert wird, daß sie im Rahmen einer le­
galen Partei (und/oder Organisation) geschieht. Daß die M it­
gliedschaft in einer legalen Partei kein AnknUpfixigspunkt für  ̂
rechtliche Diskriminierungen durch die öffentliche Gewalt sein 
darf, wird von diesem Prinzip umfaßt.
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t u n t * * # * # * * # * * * * * * # * * # * * # * # # # * * * * * # * * * * * * * * * * * * * * * # * * * # # * * * *

KOLLEKTIV - BUCH / Bü c h e r tis c h  Mensa , Di,und Do , 12-14 Uhr

Wir sind ein Kollektiv und machen keine privaten Profite. 
Ale Hauptaufgabe haben wir uns gesetzt,sozialistische und 
sonst in Darmstadt kaum erhältliche Literatur anzubieten.

Aus unserem Angebot:
Miklbs Haraszti 
Brot & Rosen 
Karl-Heinz Roth

"Stücklohn" 7,- DM
Frauenhandbuch 1 6,- DM

"Die andere Arbeiterbew." 19.80 DM

Leila Khaled "Mein Volk soll leben " 12.80 DM 
Harald Wieser Schulkampf St- DM

Wir liefern aktuelles Informationsmaterial zu Fragen der
Hochschulpolitik.Arbeiterbewegung,Ökonomie und Pädaaogik.
# # # * # * * # # # * * * * * * # # * # * # # * # * * # # f c * * f c * # # * * # * * * * # * * * # * * # # * * # * # # #

m

Zu den verletzten Grundrechten gehören die Verbote politi­
scher Diskriminierimg, die in Art. 3 Abs. 3 und Art. 33 Abs. 2 
und 3 G G  niedergelegt sind sowie die Meinungsfreiheit als Be­
tätigungsrecht. Die politische Vereinigungsfreiheit ist zumin­
dest in Frage gestellt.

Wir wenden uns nicht nur gegen diese äußerste Konsequenz 
grundgesetzwidrigen Verhaltens der Exekutive sondern zugleich 
auch gegen die Begleitumstände und Begleiterscheinungen die­
ser modernen Hexenjagd, insbesondere dagegen, daß über unbe­
scholtene Bürger massenhaft geheime Dossiers angelegt werden. 
Hierin wird über die Gesinnung von Menschen politisch Buch 
geführt.

Dies gilt in diesem Staat offenbar nicht als Verstoß gegen die 
Würde des Menschen, die doch nach dem Wortlaut des ersten 
Artikels unserer Verfassuna uncrrtastbar sein soll. So tritt die In­
quisition wieder auf den Plan; diesmal im Gewände des libera­
len Rechtsstaat«

Diese Vorgänge bestimmen und verändern das politische Klima 
in unserem Land. Sie bedrohen die demokratische Öffentlich­
keit, indem sie die verfassungsrechtlichen Prinzipien verletzen, 
die die Existenzgrundlage für eine demokratische Öffentlichkeit 
dar^ellen. Diesen Gefahren wollen wir entgegentreten, gemein- 
s a ^ ^ d  solidarisch. Deshalb fordern wir jetzt die unverzügliche 
E iS f f lu n g  von Hedi Robitzsch-Klee.

Darmstadt, im März 1975

ICH SCHLIESSE MICH DIESEM AUFRUF AN :
(Bitte einsenden an Dietrich Boekle, 61 Darmstodt-Eberstadt, 
Gabelsberger Straße 21)

Name Vorname Anschrift

Beruf/Funktion Unterschrift

Name Vorname Anschrift

Beruf/Funktion Unterschrift

Name Vomane Anschrift

Beruf/Funktion Unterschrift

Spenden zur Finanzierung und Fortführung unserer Initiative 
"BÜRGER GEGEN  BERUFSVERBOT" erbeten auf das Konto:
105 019 335, Stadt- und Kreissparkasse Darmstadt, Empfänger: 
Sonderkonto Initiative "BÜRGER GEGEN  BERUFVERBOT".

Für den GrUndun^ausschuß: Dr. Axel Azzola, Prof, für Öffent­
liches Recht; Dr. med. Ute Azzola van Lessin, Ärztin; Philipp 
Benz, Architekt; Dietrich Boekle, Komponist; Michael Braun, 
Schuleitembeiratsvorsitzender; W illi Decker, Betriebsrat; Otto 

€  Eidmann, Betriebsrat; Dr. Hans-Heinz Heldmann, Rechtsanwalt;
Heiner Jacob, Betriebsratsvorsitzender; Heinrich Krobbach, 
Stellv. Stadtschülerratssprecher; Godwin Kunkel, Oberstudien­
rat,Mitgl. d. Landesbeirats d. Hess. Schulervertr^ Ernst Luch*'ia 
Laux, Vorsitzender des Stadtjugendrings Darmstadt, Mitglied 
des DGB-Kreisvorstandes; Fritz Niems, Betriebsrat; Prof. Dr. 
Renate Riemeck; Karl Schreiber, Kreisvorsitzender der W N  - 
Bund der Antifaschisten; Immo Ströher, Psychnloqe; Werner 

. Weismantel, Redakteur.
(Die Funktionsbezeichnungen dienen lediglich der Information 
über die Gründungsmitglieder der Initiative.)
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Die Kultusministerk<bnferenz bereitet mit inter­
nen Vorlagen, d. h. unterAusschluß der Öffent­
lichkeit, Maßnahmen vor, die die Demontage der 
schulischen und universitären Ausbildung zur Folge 
haben. Diese Maßnahmen sollen ab 1977 als Er­
lasse durchgesetzt werden. In dieser Vorlage, 
die von der Zeitung der GEW, "Erziehung und 
Wissenschaft" auszugsweise veröffentlicht wur­
de, fehlt auch der zarteste Hauch eines Anspruchs 
auf Reform Im Gegenteil. Der Kommentar der GEW- 
Zeitung sagt zum Inhalt dieser Vorlage; "Wir ha­
ben zu viele und zu gut ausgebildete junge Men­
schen in diesem Land - vor allem im akademischen 
Bereich. Den vielen wird der Zugang zu besserer 
Ausbildung verbaut, die mehr rdative Arbeitsr 
platzSicherheit bedeutet (die Untersuchung der 
Arbeitslosenzahlen beweist das), Zugang zu selb­
ständigem Arbeiten und höherem Gehait eröffnet 
und damit Vergabestelle für soziale Chancen i^t." 
(Erziehung und Wissenschaft Nr.5, 1.3.75)
Das Papier enthält folgende Maßnahmen;

1. "Verbesserung" des "Auslese­
verfahrens"

Durch die Einführung von Norm- 
büchern und einer Rahmenprü­
fungsordnung für alle Gymnasial­
oberstufen, die die Einheitlich­
keit des Abiturs garantieren 
soll. Ein ganzes Paket solcher 
Normbücher ist schon fertig. 
Fazit: die Lehrfreiheit der Leh­
rer wird abgeschafft, reines 
Paukwissen ersetzt selbständi­
ges Lernen, soweit es an den 
Schulerr noch besteht.

2. Das 13. Schuljahr wird abge­
schafft

Der Vorschlag, er kommt aus 
Nordrhein-Westfalen, sieht die 
Umgestaltung des 13. Schuljah­
res vor. Danach soll die Ab i­
turprüfung an das Ende des 12. 
Schuljahres vorverlagert, jedoch 
als Hochschulzugangsberechtigung 
erst wirksam werden, nachdem im 
13. Jahr entweder ein (theore­
tisches Studienvorbereituncs 
jahr am Gymnasium oder ein Prak­
tikumsjahr absolviert worden 
i s t .
3. Die Spezialisierung und Be­

ruf sorientierung beginnt 
schon in der Schule, NC 
schon am Gymnasium 1

Die Noten der einzelnen Fächer 
werden - nach den Modellen in 
Baden Württemberg, Bayern und 
Schleswig-Holstein - verschieden 
gewichtet, je nach gewünschter

Studienrichtung. Der Zugang zur 
Sekundarstufe II soll vom Be­
stehen einer Eingangsprüfung 
abhängig gemacht werden.

4. Ein Ergänzungsstudium während 
der Wartezeit wird abge­
schafft

Das Studium in einer anderen 
Fachrichtung wird nicht mehr 
auf die Wartezeit angerechnet.
"Nur eine Berufsausbildung nach 
dem Berufsausbildungsgesetz oder 
eine sozialversicherungspflich­
tige Tätigkeit (soll) auf die 
Wartezeit angerechnet werden."

5. Tests für die Selektion

Es wird zwar festgestellt, daß 
es "Tests mit Prognosewert für 
den Studien- oder 'Berufserfolg 
in einem bestimmten Einzeiberuf 
derzeit nicht gibt und die Mög­
lichkeit ihrer Entwicklung um­
stritten ist", trotzdem erscheint 
es der Arbeitsgruppe "erfolg­
versprechend, aus einzelnen 
Teilen des von der Studienstif­
tung bereits entwickelten 
'Tests der akademischen Befähi­
gung' weitere Tests zu entwickeln, 
die für größere Gruppen ver­
wandter Studiengänge spezifi­
schen Prognosewert haben."

6. Aufbau- und Zweitstudium 
werden abgeschafft

Die Hochschulzugangsberechtigung 
soll daher für Fächer mit Zu­
lassungsbeschränkungen grund­

sätzlich als verbraucht gelten, 
sobald ein erster berufsquali­
fizierender Studiengang abge­
schlossen ist." ... "Das gilt 
insbesondere auch für Absol­
venten der Fachhochschulen.
Dabei verkennt die Arbeits­
gruppe nicht, daß ein völliger 
Ausschluß des Wechsels von der 
Fachhochschule zur wissenschaft­
lichen Hochschule auf Dauer 
nur dann vertretbar erscheint, 
wenn es zugleich auch gaLingt, 
die Attraktivität der Fach- ^  
hochschule zu gewährleisten. 
Hierzu könnte eine Diplomver­
leihung an Absolventen von 
Fachhochschulen beitragen."

7. Bafög für Zweitstudium 
soll ganz abgoschafft 
werdan

"Die Förderung eines Zweit­
studiums nach dem Bafög, die 
inzwischen auf Darlehen um­
gestellt ist, sollte völlig 
entfallen."

8. Der Wechsel des Studien­
fachs wird eingeschränkt

"Die Hochschulzugangsberechti­
gung soll daher für Fächer 
mit Zulassungsbeschränkung 
auch als verbraucht gelten, 
wenn der Wechsel der Studien­
richtung später als nach der 
Zwischenprüfung oder - wo 
eine solche nicht vorgesehen 
ist, später als nach dem 3. 
Semester erfolgt."

9. Fachhochschulabschluß ent­
spricht nicht mehr der 
Hochschulreife

Im Papier der Arbeitsgruppe 
werden zwei Vorschläge genannt, 
der eine sieht die Abschaf­
fung der bisherigen Fachhoch­
schulreife vor.
10. Die Fachhochschulen werden 

dichtgemacht
Hochschulzugangsberechtigung 
für die bisherigen Fafahoch- 
schulstudiengänge wird die 
bisherige allgemeine Hoch­
schulreife .

11. Der Hochschulzugang nach 
dem Grundstudium an den 
Fachhochschulen

"Die Berechtiguna zum Studium
an einer wissenschaftlichen 
Hochschule nach dem Grundstu­
dium soll entfallen. In inte­
grierten Studiengängen an G e ­
samthochschulen, wie sie in 
Nordrhein-Westfalen eingeführt 
sind, soll am Ende des Grund­
studiums eine Prüfung für Stu-
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★  TK heißt Techniker-Krankenkasse ★

TK-Information für Studenten technischer und 
ma  ■■ g m  |  naturwissenschaftlicherVoller Kranken- “ “9 n 

Versicherungsschutz 
sofort für 
monatlich

ohne Nachweis 
eines Jobs.

Außerdem: Studenten-Familien 
zahlen monatlich nur 18,- DM. 

Bei uns ist jeder Student 
einer technischen oder 

naturwissenschaftlichen 
Fachrichtung (Architektur, 

Biologie, Chemie, Ingenieur­
bau, Maschinenbau, Mathe­

matik, Physik usw.) 
versicherungsberechtigt. 

Ein Nachweis z. B. als Werk­
student ist bei TK nicht 

erforderlich!

TK-Leistungen kann 
sich jeder Student leisten. 
TK-Leistungen sind Höchst­
leistungen. Auf allen 
Gebieten. Wir garantieren 
sofortigen Versicherungs­
schutz. Und ganz wichtig: 
Bei TK gibt es keine Warte­
zeiten, Vorerkrankungen 
werden eingeschlossen und 
die Semesterzahl ist 
nicht begrenzt.
Wenn Sie sich für die TK 
interessieren, wenden Sie 
sich bitte an eine unserer 
Geschäftsstellen in Ihrer 
Nähe.

TECHNIKER­
KRANKENKASSE
Ersatzkasse für 
die technischen Berufe
6100 Darmstadt 1 
Saalbaustraße 11 
Tel.: (06151)26358/59 
und O 2 63 59

★  Gesundheit und ein langes Leben ★
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denten mit Fachhochschulreife 
eincteführt werden . . .
Kann eine Berechtigung zum 
Studium an einer wissenschaft­
lichen Hochschule nach dem 
Grundstudium nicht vollständig 
ausgeschlossen werden, muß der 
Erwerb der Berechtigung zum 
Studium an der wissensqhaft- 
lichen Hochschule zumindest 
von folgenden Bedingungen ab­
hängig gemacht werden":.
Es soll eine förmliche Prüfung 
abgelegt werden, das Studium 
an der wissenschaftlichen Hoch­
schule darf nur im gleichen oder 
in verwandten Fachrichtungen 
möglich sein, und es soll "von 
einem sehr hohen Notendurch­
schnitt abhängig" gemacht wer­
den .

So bereitet die Kultusminister­
konferenz auf Umwecen über Ver­
ordnungen und Staatsverträge 
die Durchführung der Maßnahmen 
des HRG vor. Die Studenten 
können diese Angriffe nicht 
widerstandslos hinnehmen. Die­
ser Widerstand ist möglich, 
denn er reiht sich ein in die 
Kämpfe der arbeitenden Bevöl­
kerung, die nicht bereit ist, 
die Krise dieser Gesellschafts­

ordnung zugunsten einer kleinen 
Minderheit von Kapitalisten zu 
bezahlen. Gerade der Streik 
der Metallarbeiter in Nord­
rhein-Westfalen, der unter 
den Losungen "Sie sind gegen 
jegliche Reform ... Sie sind 
gegen eine bessere Berufsaus­
bildung. Wir werden ihr Lohn­
diktat brechen." (Flugblatt 
der Bezirksleitungen der IGM 
von Essen, Harren, Köln und 
Münster) geführt wurde, hat das 
deutlich oemacht.
Der Kampf gegen die Zerstörung 
unserer Ausbildung entzündet 
sich an tausenden von einzel­
nen Verschlechterungen an 
Fachbereichen, Wohnheimen usw. 
Aufgabe von AStA und VDS ist 
es, diese Kämpfe zu vereinheit­
lichen und einen bundesweiten 
Ausdruck zu geben.
Diese Einheit ist notwendig, 

um die Freiheit der For­
schung und Lehre 
das Recht auf ein wissen­
schaftliches Studium für 
alle
den freien Zugang zu allen 
Bildungseinrichtungen 
die materielle Absicherung 
des Studiums
unsere Interessensorgane

AStA, Fachschaften, VDS und 
SVI

zu verteidigen. Gegen die Her­
stellung dieser Einheit rich­
ten sich die Angriffe reak­
tionärer Gruppen an der Hoch­
schule und Kultusministerien, 
die die Zwangskörperschaft und 
die Rechtsaufsicht ausnutzen, 
um unsere Interessenorgane zu 
lähmen oder zu zerschlagen. 
Diese Einheit darf aber auch 
nicht daran scheitern, daß sich 
die Führungen der politischen 
Studentenorganisationen strei­
ten. Die demokratischen Prin­
zipien müssen innerhalb unserer 
Interessensorgane von allen 
respektiert werden.
Die Gründung des neuen Dach­
verbandes der Studentenschaf­
ten der Hoch- und Fachhoch­
schulen ist daher eine Not­
wendigkeit. Nur er bietet die 
Möglichkeit, die Interessen 
aller Studenten bundesweit zu 
vertreten.
Der AStA der THD wird auf der 
1. ord. MV des neuen Dachver-j^Ä 
bandes dafür eintreten, e i n e ^ ^  
Kampagne gegen die Maßnahmen 
von HRG und KMK-Papier zu or­
ganisieren. M

Achtung Erstsemester!
Erstsemester, herzlichen Glückwunsch zu Eurem Studienplatz !

Ihr seid jetzt dem NC entronnen 
oder Ihr habt ihn überwunden.
Ihr könnt nun ohne Schwierig­
keiten Studierenl - meint man.
Ihr seid hier, um Euch best­
möglich auf Eure berufliche 
Tätigkeit vorzubereiten. Das 
heißt doch selbstverständlich:
Ihr w o l l t  Wissen er­
werben. Da Ihr jedoch nicht be­
urteilen könnt, was wichtig ist 
- oder warum sonst? - schrei­
ben Euch Prüfungsordnung und 
Prüfer genau vor, womit Ihr 
Euch zu beschäftigen habt. Of­
fensichtlich ist nicht erwünscht, 
daß Ihr selbst Euch gemeinsam 
mit allen betroffenen Leuten 
überlegt, was sinnvoll und 
notwendig gelernt werden muß.
Ihr habt doch bestimmte Inter­
essen und Vorstellungen, die 
der Stoff des Studiums und da­
mit auch der Prüfungsinhalt 
berücksichtigen muß.

Welchen Sinn haben denn nun 
Prüfungen, deren Inhalt von 
einigen wenigen "Fachleuten" 
festgelegt wird? Dieaanen sie 
der Überprüfung eigener 
Leistungen? Wir meinen, daß 
"Prüfungen instabile Leistun­
gen messen, ausschließlich auf 
den Zeitpunkt der Prüfung hin 
gelernt, wenig später zu Rui­
nen zusammenfallcn." (Zitat 
aus "Analysen" 1/75, Hrsg. 
Arbeitsamt) Sind einige weni­
ge Fachleute überhaupt kompe­
tent, sinnvolle Prüfungsinhalte 
festzusetzen? Wir meinen: Nein. 
Zwischen Ausbildung und Ende der

Berufszeit liegt ein langer Zeit­
raum. Einzelne Professoren kön­
nen und wollen wohl auch ge­
sellschaftliche Veränderungen 
gar nicht voraussehen. Sie sind 
deshalb auch nicht in der Lage, 
sinnvolle Prüfungsinhalt fest­
zulegen. Sie können es doch?
Was müssen wir denn lernen? Wir 
m ü s s e n  überwiegend Zah­
len und Formeln lernen, die 
schnell veralten. Langfristig 
bleibende Qualifikationen (das 
Lernen lernen z.b.) sind bei 
uns jedenfalls ganz selten 
Lehr- und Prüfungsinhalte. Vor­
gegebene Ziele müssen auf vor­
gegebene Weise erreicht werden. 
Nicht einige wenige, sondern 
sehr viele Leute müssen gemein­
sam Entwicklungsrichtungen be­
stimmen. D a n a c h  lassen 
sich dann auch sinnvolle Lehr- 
und Prüfungsinhalte gemeinsam 
von allen Betroffenen festle­
gen.
Bis jetzt entscheidet vielfach 
ein einziger Professor nach zwar 
"fachlichem" aber eigenem Gut­
dünken in unangefochtener Macht­
vollkommenheit über den Pri'.funqs- 
stoff (wie naobeuleaen in Prü­
fungsordnungen, nur ganz grob 
festgelegt) und damit über den 
Studieninhalt. Zitat eines TH- 
Professors: "... Darüber be­
schweren sich meine Studenten 
schon seit 15 Jahren ...". Auf­
grund dieser Tatsache können 
wir mit "Analysen" feststellen, 
"daß in vielen Fächern kein 
fester Zusammenhang besteht zwi­

schen den von der Lehre, etwa 
in Vorlesungen und Kursen, be- 

,wirkten Lernfortschritten und 
den formulierten Ausbildungs­
zielen. "Die unübersehbare 
Lücke" zwischen Lernfortschrit­
ten und formulierten Ausbildungs­
zielen hat der Student in Eigen- 
verantworlung durch Selbststudium 
zu füllen" - so steht's in "A^2 - 
lysen" 1/75. Unserer Ansicht 
nach i s t  die Lücke n i e  
u n ü b e r s c h a u b a r ,  
sondern ü b e r s e h b a r .
Auf der einen Seite der Lücke 
stehen lediglich dem Wort nach 
geäußerte Forderunaen. Zum Bei­
spiel: Die Foräeruna, daß "der 
Werdegang der Individuen (aus 
denen sich ja die Gesellschaft 
zusammonsetzt) niemals abge­
schlossen sein darf" (aus einer 
Rede von A.J. Greiner, Vorsitzen­
der der Geschäftsführung der 
Rank Xerox GmbH). Forderungen 
wie nach § 8 HRG-Lrtwurf:
"Lehre und Studium sollen die 
Studenten auf ein berufliches 
Tätigkeitsfeld vorbereiten und 
ihnen die dafür erforderlichen 
Fachkenntnisse und Mthoden so 
vermitteln, daß sie die Fähigkeit 
zu wissenschaftlich-kritischem 
Denken und zu wissenschaftlicher 
oder künstlerischer Arbeit er­
werben. "
Forderungen wie nach § 23 HRG- 
Entwurf:
In die Forschung sollen auch 
die F o l g e n  einbezogen 
werden, die sich aus der A n ­
wendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse ergeben können.
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Was steht auf der anderen Sei­
te der Lücke? Eine berufliche 
Praxis, bestimmt davon, daß 
wir vorgegebene, spezialisier­
te und damit kleine und immer 
wiederkehrende Aufgaben lö­
sen sollen, Ingenieuren sind 
bei Beginn einer Konstruk- 
tior.saufgabe vorgegeben:

- Eingangsdaten
- Kesten
- schon sehr oft die Zeit, 

in der sie die Aufgabe 
lösen müssen

- über die weitreichenden 
Folgen einer Konstruktion
dürfen sie nachrienken, 
Einfluß haben sie kaum 
(Ingenieure sind meist im 
"Stab", entscheiden tut 
die "Linie")

Die übersehbare Lücke also hat 
der Student in Eigenverantwor­
tung durch Selbststudium zu 
füllen, wenn sich die Studien­
inhalte nicht ändern lassen. 
Versucht es, eignet Luch aus­
serhalb der technokratischen 
L a j f c -  u m  Prüfunasinhalte an- 

langfristige Qualifika­
tionen an. Der unter Studen­
ten vielae.orte Satz: "Na, 
icii bin halt eben nicht gut 
genug", trifft nicht zu. Da­
rin drückt sich wohl Resigna­
tion gegenüber festgelegten 
ur.n uns wenig zugutekommen- 
uen Prüfungsinhalten aus.
Eis jetzt dienen akademische 
Prüfungen wohl der Statuszu­
weisung (Erkenntnis aus "Ana­
lysen" 1/75) . "Den Ausgebil-

decon werden oft soziale Kom­
petenzen zugewiesen, die sie 
während ihres Studiams nicht 
hatten.“ Soziale Kompetenzen 
- die "Fähigkeit", andere 
zu beaufsichtigen z. B. - er­
halten die Ausgebildeten da­
durch, daß sie "aus dem Mahl­
prozeß der schweren Prüfung, 
der Mutprobe, nach der sie 
ihre Unterlegenheitsgefühle 
als hinfällig erleben, mit dem 
Selbstbewußtsein des Akademikers 
hervorgehen." Neben dem offi­
ziellen Prüfunosstoff werden an­
dere Aspekte mitgeprüft (s. a. 
Analysen). Die mangelhafte Trans­
parenz dieser anderen Prüfungs­
inhalte stellt eine Unterdrük- 
kung dar, da diese Prüfunasin­
halte nicht öffentlich disku­
tiert werden können. Es muß 
allgemein bekannt sein, was für 
Eigenschaften geprüft werden, 
so daß die Öffentlichkeit über 
die Notwendigkeit ihrer Beibe­
haltung oder Abschaffung befin­
den kann. Es drängt sich der 
Verdacht geradezu auf, daß z.
B. die Fähigkeit, Unsicherheit, 
Angst und Streß zu überwinden, 
mitgeprüft wird. Je besser ei­
ner darüberhinaus den vorgege­
benen Anforderungen genügt, d. 
h. je besser er sich anpaßt, 
desto besser steht er da. Die 
"heiilichen Prüfunasinhalte" ma­
chen es möglich, daß soziale 
Schranken ingehinüert weiterbe­
stehen. "Analysen" :'Im Zustand 
der HainLichkeit begünstigt 
diese "Charakterprüfung" je­

denfalls nur den von Hause her 
ausgelernten Elitenachwuchs, 
während er den Arbeitern z. B. 
die demokratische Chance anzu- 
kemmen erschwert." Laut Analy­
sen 5/74 liegt die Aufgabe der 
Universität darin, cualifizierte 
Arbeitskräfte in möglichst kur­
zer Zeit auszubilden. Durch die 
steigenden Studcntenzahlen wird 
es möglich, daß Versager zu 
einkalkuliertem Ausschuß gemacht 
werden. "Am Beispiel der Ver­
sager verstärken sich aber auch 
Zweifel an Zielen und Methoden 
eines Systems, dem mehr an der 
Ausbildung spezialisierter Ex­
perten als an kritischen Aka­
demikern liegt, die die Interes­
sen der Gesamtbevölkerung re­
flektieren und gesellschaftlich 
notwendige Veränderungen - ge­
meinsam mit allen Arbeitern und 
allen anderen Angestellten - in 
sinnvoller Weise durchsetzen 
können."
Benutzte Quelle: Zeitschrift 
"Analysen", Herausgeber: Bun­
desanstalt für Arbeit, Nürnberg. 
Heft Nr. 1, Jan. 1975; Artikel 
von iielm.uth Zenz: “Die Not 
der Notengeber - über Objek­
tivität, Zuverlässigkeit und 
Gültigkeit des akademischen 
Prüfungsrituals"
Heft Nr. 5, Mai 1971; Artikel 
von Heiner Hellmann und Wolf­
gang Neumann: "Aus der psy­
chotherapeutischen Beratung 
für Studierende: Woran Stu­
denten scheitern - Zum Bei­
spiel LeistungsStörungen und 
Leistungsversagen."

Rotbuch Verlag:
Das kleine Rotbuch 
anfordern I Sie erhalten es 
kostenlos! 64 Seiten mit Texten 
zu und aus den Rotbuchern/Kurs- 
buchern, Fotos, Comics, Informa­
tionen über den Verlag und unsere 
kollektive Arbeit sowie ein voll­
ständiges Bücherverzeichnis

Rotbuch Verlag 
Berlin 31
Jenaer Straße  9 1

Rotbuch 126: 
Heiner M üller 
Geschichten  
aus der 
Produktion 2
Der zweite Band der »Geschichten I 
aus der Produktion« handelt von | 
der Produktion von Menschlich­
keit im Klassenkampf Der Band I 
enthalt die drei Stucke »Traktor«, I 
»Prometheus«, »Zement« und 
außerdem eine »Liebesgeschichte«, 
das Gedicht »Bilder bedeuten alles 
im Anfang« und Kommentare zum I 
»Traktor«-Fragment. -  »Wer wissen 
will, was in der DDR besser ist als 
bei uns und was schfechter und 
warum, muß Müller lesen « (Der J 
Spiegel)
136 Seiten DM  8 -

Rotbuch 128: 
Pellizzi, 
M ali+W erner  
Bernie
der M illiarden­
flipper
Ein tragischer Comix aus dar 
Hochfinanz.
In diesem Buch wird Bernhard 
Cornfekj gefeiert, einer der unver­
geßlichen Helden der westlichen 
Welt. Sein Lebenswerk war der 
IOS-Schwindel, mit dessen Hilfe 
Bernie, der aus der Blute des ame­
rikanischen Mittelstandes stammt, 
dem Mittelstand aller Länder das 
Geld aus der Nase zog -  Ein Lehr 
stuck über die Mechanismen des 
internationalen Kapitalmarkts, ein 
Märchen vom Aufstieg des kleinen 
Mannes und seinem unvermeid­
lichen Reinfall, eine Moritat, deren 
Spuren bis ins Weiße Haus reichen 
96 Comic-Seiten. D M  8 -

Rotbuch 121: 
G lyn/Sutcliffe  
Die
Profitklemme
Arbeitskampf und Kapitalkriaa ] 
am Beispiel Englands.

I Wie kommt es zum drastischen Fall 
der Profitrate? Wird der Kapitalis- I 
muß dadurch in seiner Existenz | 
bedroht? Was tun Kapital und Re­
gierung dagegen? Welche Kon­
sequenzen ergeben sich daraus für ] 

| den Kampf der Arbeiter und Ge 
werkschaften. nicht nur in Groß 

| britannien?
192 Seiten. DM  8 -  (im Abo 7 -)

Roter Kalender 
1975
für Lehrlinge 
und Schüler
Taschenkalender mit Adressen, hi­
storischen und aktuellen Daten. 
Ferienterminen, vielen Comics und 
Fotos. Iinkslistiger Literatur. Be 

i richten und Artikeln über Schnaps 
! und Schtons. Bundeswehr und 

Lehrlingsausbildung, Kumis und 
NC. Hauserkampf. LIP, Chile. N i­
xons Ende, Jugendzentren. Be 
ruferaten ohne Robert Lembke 
und vielen Sachen mehr. Halt ein 
ganzes Jahr durch Kostet 3 Mark

Rotbuch 124: 
Bahman  
Nirumand (Hg.) 
Feuer unterm  
Pfauenthron

| Verbotene Geschichten eue 
| dem persischen Widerstand.

Wie sieht der Lebenslauf eines 
I Jubelpersers aus? Wie reagieren 
Arbeiter nach ihrem ersten Streik, 
wenn ihr Delegierter von der Ge­
heimpolizei abtransportiert wird? 
Wie wird ein totgesagter General 
lebendig und wieder tot ? Texte, die 
solche Fragen stellen, sind in Per- 

| sien populär und deshalb verboten 
I Ihre Autoren werden verfolgt Dies 
Buch steift zum ersten Mal pro

Rressive Literatur des Iran und des 
Iahen Ostens vor.

I 96 Seiten. DM  6 -

Rotbuch 119: 
Alberts/Klinger 
Ludw ig/Peter 
M it  IB M  in die 
Zukunft
Berichte und Analysen 
über die »Fortschritte« des 
Kapitalismus.
IBM. der technisch und sozialtech- 
msch am weitesten fortgeschrit­
tene Konzern, gilt als Paradebei 
spiel für »menschlichen Kapitalis­
mus« Das Buch widerlegt diese 
Legende und weist in die Zukunft 
An IBM  kann man schon heute 
die Probleme studieren, die in den 
nächsten Jahren auf die abhängig 
Arbeitenden zukommen werden 
112 Seiten DM  6 -  (»m Abo 5 -)
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FH - Chemiestudenten: 
vom Regen in die Traufe

VON FH-CHEMIKERN EINE KURZE INFORMATION 

ÜBER IHRE Studiensituation - 

HIER RÄUMLICHKEITEN

IM folgenden Text soll in einem geschicht­

lichen Abriss die "Entwicklung des Fach­

bereichs Chemie der FH" geschildert werden: 

Vorweg gesagt, auch heute noch , 1975 

sind 2/3 der Chemie-Studenten (3oo) in den 

Räumen des ehemaligen Wehrlarzaretts unter­

gebracht (Hauptgebäude, 2 Holzbaracken, 

bzw. Aufenthaltsraum und großer Hörsaal,

1 Laborgebäude mit "Vorlesungssaal" ca.

5o qm)

Bereits 1954 als die chemotechnische Fach­

schule (Wehrlazarett ) vom Land Hessen 

übernommen wurde, stand fest, daß auf 

die Übernahme dieses Provisoriums ein Neu­

bau folgen mußte. - Geplant aber nicht 

ausgefür.rt wurden Bebaude rnit einer Nutz­

fläche von 7.000 ja sogar S.ooo qm.

Bis 1963 - keine Änderung der Raumsituation. 

1963 sollte im Parkgelände der Escholl-

brückerstr. ein Neubau für die Chemie­

studenten errichtet werden. Durch 

Einspruch des anliegenden Kataster­

amtes platzte dieses Vorhaben. 

66/67sollte in der Nähe des FTZ (Fernmelde- 

techn. Zentralomt) auf einem schon 

vorhandenen Bauplatz ein Chemie-Neubau 

entstehen. Das Vorhaben wurde abge­

lehnt, weil der Bau nicht in das Pra - 

gramin einer Gesamthochschule paßtl 

-Rächtfertigt die reine Idee einer 

Gesamthochschule, daß Studenten über 

Jahre hinaus unter schlechten Be­

dingungen studieren müssen?

1972 wurden endlich 3oo.ooo,-- DM für die 

Planung! eines Chemie-Neubaus auf der 

Lichtwiese im Rahmen einer Gesamthoch­

schule ausgegeben. Durch Protest der 

TH wurden die Räume dann so gebaut, 

daß sie ausschließlich für deren 

Nutzung brauchbar waren. Geplante 

Um- und Anbauten unserer alten Räume 

wurden wegen zu hoher Kosten abge­

lehnt.

1974 wurde ein geplanter Umzug in die 

TH wegen zu hoher Kosten (doppelt 

sc viel wie geplant} wieder ver­

schoben.

1975 Der uns lang versprochene Umzug in 

die alten Gebäude der TH begann.

Für den Umbau und die Renovierung 

der Gebäude wurden nach langem hin 

und her zwischen Kumi und Baube­

hörde ca. 8 Mi 11. freigegeben.

Doch die Ara des alten Wehrlazaretts 

scheint noch nicht vorbei zu sein, 

denn auch hier wurden sage und schreibe 

5o.ooo DM für die Renovierung der, zum 

Teil dem Zusammenbruch nahen Gebäude, 

bereitgestellt um dort den Fachbereich 

Sozialpädagogik unterzubrir.gen.

Den Studenten des FB Sozial Pädagogik 

wurde dieser Umzug bereits von Rektor 

Geil mit den schönsten - leider etwas 

illussionären Bildern - ausgem3lt. - 

Im Sommer kann in den wirklich schonen, 

zwischen Katasteramt und Hauptgebäude 

gelegenen Park gelustwandelt werden.

Bloß - wo und wie entstehen die gerade 

von Soz.-Päd. benötigten mehreren und 

vornehmlich kleineren Seminarräume?

Doch zurück zum FB - C:

Immer und imer wieder wurden den Chemie­

studenten versprochen, daß der Umzug in 

TH-Räume endlich die schon zur Gewohnheit 

gewordenen Raumnöte beendet und wir 

Praktika in sicheren Gebäuden haben wer­

den.

(Wegen Baufälligkeit wurden schon Prak­

tika in der Chemie geschlossen.)
2

Für alle Räumlichkeiten waren 8.000 m

vorgesehen - allerdings wurden gleich 
2

3.5oo m gestrichen, womit sich die 
2

Fläche auf 4.aoo m reduzierte. Davon
2

gehen allerdings wieder qa. I.000 m
2

für Dozentenziimer u. ä. ab * 3.5oo m .
2

Faeit : geplante 8.000 , bekommen 
2

3,5oo m

Die "neuen" TH-Räune bestehen aus 

1 Hörsaal für ca. loo Studenten, ein­

em umgebauten Orchestersaal mit anti­

quierten Schreibstühlen (Tische exi­

stieren nicht) und einigen kleinen 

Seminarräunen.

In der Eschol1brückerstr. haben wir 
2

12 m pro Studenten - vorgesehen m  
2

der TH ebenfalls 12 m , durch Streichen 

reduzierte sich die Fläche pro Student 

auf 9 m^.

Ein Ereignis, das vielleicht etwas über 

die so gerühmte Qualität der neuen 

Räume aussagt:

In der Woche von 31. 3. bis 3. 4. 75 

fiel eine sich von der Decke gelöste 

2-3 kg schwere Lampe im "neuen" gros­

sen Vorlesungsraum A 114 (TH) auf den 

Boden.

Der Zufall wollte es - sie traf keinen 

der in diesem Vorlesungssaal sitzen­

den Studenten.

Doch nun noch ein weiterer Aspekt unseres 

Umzuges:

Stutzig wurde der Fachschaftsrat als 

FB-Leiter Hörig sich plötzlich vor der 

Presse usw. Studentenfreundlich gab. und 

sich für unsere Belange stark einsetzte. 

Das dicke Ende kam! Denn zufällig fielen 

bei der Streichung die Fachschaftsräume

tem Rotstift der Planer zun Opfer. Aber 

jeder Dozent hat natürlich sein Zimmer. 

Durch Wegfall des Fachschaftsbüros und 

Aufenthaltsraumes ist die Fachschafts­

arbeit und die Koirmunikation unter den 

Studenten stark eingeschränkt.
Dies bedeutet eine Beeinträchtigung der 

uns rechtlich zugesicherten (Verfaßte 

Studentenschaft) Arbeitsmöglichkeiten. 
Auch wir sind natürlich für einen Umzug, 

der die Studienbedingungen verbessert, 

aber nicht für einen solchen, der 

nutzbare Fläche reduziert und der da­

durch nutzlos Millionen von Steuergel­

dern verschlingt.

Es zeigt sich an diesem Beispiel des Fji-C 

in aller Deutlichkeit, dao unser Bildungs­

system immer noch ein Klassensystem ist, 

wie die unterschiedlichen Aufwendungen 

von finanziellen Mitteln für FH und 

TH-Studenten verdeutlichen: FH zieht 

in Altbau; TH ist in großzügig angeleg­

ten Räumen untergebracht.
Der Umzug, der lange Zeit als Lösung 

für die Probleme der Studenten des FB C 

angepriesen wurde, erwies sich wie so 

viele Reformen als Augenwischerei. Trotz, 

des Umzuges bleiben die Schwierigkeiten 

-Raumnot - prinzipiell bestehen.

Fachschaftsratstermln: Mo u. Do 13.2o Uhr

Basisgruppentermin: Mo 17.00 Uhr

Eschol1brückerstr. 27 (Katasteramt)
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VDS/SVI Bericht vom
Gründungskongress des gern. Dachverbandes

Ein Bericht über di« 27. ord. Mitgliederversammlung (HIV) des 
Verbandes Deutscher Studentenschaften ( VDS) (Mitglieder 
sind alle Studentenschaften auGer Bayern und Ulest-Berlin 
der Hochschulen lind Universitäten der BRD) und die Gründungs­
versammlung des neuen gemeinsamen ! Dachverbandes von VDS und 
SVI (Dachverband der Fachhochschulen der BRD)

Geplant waren insgesamt drei 
Veranstaltungen, die 27. ord. 
Mitgliederversammlung, der Grün­
dungskongreß des neuen Dachver- 

(800.000 Studenten der 
BU^^Rind dessen erste ordent­
liche MV sowie die Weiterfüh­
rung der 27. o. MV. Tagungsort 
war Düsseldorf.
Zu Beginn während der 27. oMV 
mußte zunächst auf das durch 
Bai'ciesgesetz erfolgte Verbot 
der bayrischen ASten reagiert 
werden. Zum Verständnis: Am 
1.10.1974 trat in Bayern das 
neue bayrische Hochschulgesetz 
in Kraft, in den ASten, Studen­
tenparlamente und Fachschafts- 
räte nicht mehr vorgesehen wa­
ren, vorhandene mußten aufge­
löst werden. An Stelle dieser 
unabhängigen gewählten Interes­
senvertretungen der Studenten 
setzte CSU-Kultusmhister Maier 
sog. "Sprecherräte", die aus 
den studentischen Vertretern in 
den verbliebenen Mitbestimmungs­
gremien bestehen sollen. Diese 
"Bäte" unterliegen der Schweige­
pflicht, der Rechts- und Fachauf- 
sici^^ies Kultusministeriums, 
sitj^Äben keine Beitragshoheit 
(Stt^n Gelder für den AStA) und 
sind - man höre und staune - 
nicht etwa den Studenten, son- i • 
dern dem Präsidenten der Hoch­
schule rechenschaftspflichtig. 
Ihre Zusammenarbeit mit den Gre­
mien der Hochschule wurde per 
Gesetz erzwunqen.
Alle studentischen Gruppen außer 
RCDS hatten zum Boykott der Wah­
len für diese "Räte" aufgeru­
fen. Folgerichtig gewann der 
RCDS die Wahlen, da fast nur 
noch seine Wähler übrig blie­
ben.
Trotzdem wurde von den fort­
schrittlichen Kräften an den 
Hochschulen versucht, die unab­
hängigen Organe der Studenten 
weiterzu führen; sie wählten 
Studentenparlament und Fach- 
schaften unter "illegalen Be­
dingungen". Vollversammlungen 
und Wahlen waren verboten. Die 
stattfincenden Vollversammlungen 
würfen von der Polizei gewalt­
sam aufgelöst, Wahlhelfer mit 
Wahlurnen von der Polizei aus 
der Hochschule gejagt. Trotz 
dieser unvorstellbaren Zustän­

de wurden die Wählen durchge­
führt. Nur diese gewählten un­
abhängigen Orgae der Studenten 
können akzeptiert werden, da 
nur sie eine Arbeit für die In­
teressen der Studenten gewähr­
leisten.
Um diese Organe zu unterstützen 
und anzuerkennen, bestand die 
Notwendigkeit, sie als ordent­
liche Mitglieder in den VDS auf­
zunehmen. Dies jedoch war nur 
durch eine Änderung des VDS-Sta- 
tuts möglich. Denn: baut Satzung 
des VDS können nur Studenten­
schaften Mitglieder werden, der 
"durch Rechtsvorschriften Rechte 
eingeräurat sind", d. h. die ge­
setzlich abgesichert sind.
Zur Rolle des RCDS in Bayern sei 
hier genannt: Er bedrohte Stu­
denten, die gegen das reaktionä­
re Hochschulgesetz in Bayern 
streikten (Regensburg), er trat 
für den NC ein, und prozessierte 
gegen die gewählten ASten.
Die Satzungsänderung wurde von 
der großen Mehrheit des VDS an­
genommen, die rechtmäßigen bay­
rischen ASten in den VDS aufge­
nommen, eine Mitgliedschaft der 
"Sprecherräte" wurde abgelehr.t. 
Anschließend wurde der Vorstand 
des VDS (Juso, MSB, SHB, L H V , 
entlastet. Danach wurde die oMV 
unterbrochen, um sie nach Been­
digung des gemeinsamen Gründungs­
kongressen von VDS und SVI wieder 
fortzusetzen.

An dem nun folgenden gemeinsa­
men Gründungskongreß haben 143 
ASten der Unis und FHs teilge­
nommen, von denen jeder eine 
Stimme hatte. Etwa 45 % der 
ASten wurden von Juso-Hoch­
schulgruppen und Basisgruppen 
getragen. Ein etwa gleichgroßer 
Prozentsatz verteilte sich auf 
MSB und SHB, der Rest waren 
RCDS und SLH sowie K-Gruppen- 
Delegierte. Wichtigster Tages­
ordnungspunkt der Gründungs­
versammlung war eine neue Sat­
zung.
Hauptstreitpunkte zwischen Juso- 
Hoch schulgruppen/Basisgruppen 
und MSB/SHB waren der Stimm­
schlüssel auf zukünftigen MVs 
und die notwendigen Mehrheiten 
bei Vorstandswahlen.

Eei der Frage zu dem Stimm- 
schlüssei standen zwei Anträge 
zur Wahl. Der erste Antrag, von 
Juso-Hochschulgruppe und BG sah 
einen "degressiven Stimmschlüs­
sel" vor, d. h. die Stimmenzahl 
der VDS-Delegierten sinkt mit 
steigenden Studentenzahlen ei­
ner Hochschule:

1 - 500 St. 1 Stimme
500 - 1000 " 2 Stimmen

1000 - 10000 "
für jede angef. 1000 eine 
weitere Stimme 

10000 - 20000 St.
für jede angef. 2000 eine 
weitere Stimme 

20000 - 30000 St.
für jede angef. 3000 eine 
weitere Stimme

Der 2. Antrag wurde von SHB/MSB 
eingebracht. Diese traten für 
einen linearen Stimmschlüssel 
ein: pro 250 Studencen eine 
Stimme, unabhängig von den Stu­
dentenzahlen an einer Hochschule.

Im zweiten Streitpunkt handelte 
es sich darum, was für Mehrhei­
ten zur Wahl des Vorstandes des 
neuen Dachverbandes notwendig 
wären. Der Antrag der Juso-Hoch­
schulgruppen und BGs sah vor, 
den Vorstand mit einfacher Mehr­
ehit zu wählen. Demgegenüber ver­
langten SHB und MSB eine 2/3 
Mehrheit.
Doch zu diesem Punkt kamen die 
Verhandlungen nicht. Am Sonn­
tag, den 23.3.75, früh 4.00 Uhr 
war der Stimmschlüssel auf der 
Tages- bzw. Nachtordnunq. Nach­
stundenlangen Diskussionen wu r­
den die zwei Stimmschlüssel al­
ternativ abgestimmt. Ergebnis:
64 : 62 für den Juso/BG-Vor- 
schlag. SHB und MSB fochten da­
raufhin die Abstimmung an und 
forderten eine Wiederholung. 
Juso-Hochschulgruppen und EG 
erkannten die Anfechtung nicht 
an, worauf die GründungsVer­
sammlung vertagt wurde und 
auch nicht mehr fortgesetzt 
werden konnte.
Darmstädter Delegation;

Die Studentenschaft der THD 
gehört dem VDS an. Folgende 
Delegation war zusammengestellt 
worden: 1 BG-Vejtreter, 1 Juso- 
Vertreter und 1 SHB-Vertreten.
Da die Stimmen der ASten ge­
schlossen abgegeben werden muß­
ten, galt die interne (innerhalb 
der Delegation vereinbart) A b ­
stimmung mit einfachem Mehr­
heitsentscheid. Das führte da­
zu, daß Jusc/BG-Vertreter den 
SHB-Vertreter überstimmten und 
der THD-AStA für Juso-Basisgrup- 
pen-Vorschläge votierte.
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Stellungnahme des 
SHB-Vertreters:

Die Position des SHB und der 
ccvorkscnaf tlich orientierten 
Ai't.en war von der h m  sicht be­
stimmt, daß die Gründung eines 
starken, schlagkräftigen und 
einheitlichen Dachverbandes 
die adäquate Antwort der Stu­
denten auf die Verschlechterung 
ihrer sozialen Situation, auf 
die Entdemokratisierung der 
Hochschulen, auf verfassungs­
widrige Berufsverbotepraxis 
und versuchte Zerschlagung der 
verfaßten Studentenschaft ist. 
Die Notwendigkeit einer star­
ker. studentischen "Einheitsge­
werkschaft" schließt dabei je­
den Gedanken an einen Richtungs­
verband aus. Programmatische 
und politische Ausrichtungen 
des Dachverbandes hat zwei prin­
zipiellen Kriterien zu genü­
gen: a) Der Verband nimmt sei­
nen Platz i:r. Bündnis aller de­
mokratischen Kräfte ein, das 
Bündnis mit der arbeitenden 
Bevölkerung und ihren Organi­
sationen ist auszuweiten und 
zu vertiefen.
L) Der Verband leitet demokra­
tische Massenkämpfe der Stu­
denten an. Jeder Stillhaltc- 
politik, auf die die Rechten - 
und die Rechtssozialdemokra- 
tie - warten, ist ein Riegel 
vorzuschieben.
Der SHE ging von Anfang an da­
von aus, daß die tragenden 
Kräfte für Konstituierung 
und Politik des Dachverbandes 
folgende demokratischen Or- 
canisationen sind: ShB, Juso- 
!ioG , MSB. Zusammen.beeinflus- 
so;, diese Gruppen ca. 70 % 
der Stimmen. Von daher be­
stimmte sich auch unsere kon­
struktive Bündnispolitik, wie 
sie am Beispiel der Besetzung 
von 'iacespräsidium und Ältes­
tenrat deutlich wurde.
Den Gewerkschaftlich orientier­
ten Asten stand auf der Grün- 
dur.gsvcrsammlung eine Negativ- 
koalition gegenüber, bestenedcT 
aus KCDS, S L h , Basisgruppen,
KBW und Juso-HSG. Das Lini- 
gungsband dieser unheiligen 
Allianz war - neben dem Anti­
kommunismus - das Interesse an 
einem schwachen bzw. gelähmten 
Dachverband.
Das "Tiikticren" der Juso-HSG 
ginq so weit, daß sie z. B. dem 
Satzungsantrag des LHV über die 
Aufgabenbestimmunq des neuen 
Dachverbandes, der auch von MSB 
und SHB unterstützt wurde, - 
"Der Verband setzt sich eip 
für eine freiheitliche, demo­
kratische, soziale und rechts­
staatliche Entwicklung unserer 
Gesellschaft." - gemeinsam mit 
Maoisten und rechten Studenten­
gruppen ihre Zustimmung versag­
ten .
Die Juso-HSG gincpi davon aus, 
mit einer Negativkoalition von 
Juso-HSG, KBW und Basisgruppen - 
notfalls auch mit den Rechten - 
dem Verband ihre Satzung zu 
oktroyieren. Anschließend soll­
te nach Verabschiedung eines 
den Juso-HSG genehmen Aktions­

programm ein Vorstand gewählt 
werden, in dem die Juso-HSG 
zusammen mit LHV und Basisgrup­
pen die gewerkschaftlich orien­
tierten Vertreter majorisieren 
können. ( 3 : 2  Vorstand) Dabei 
hängt die satzungsmäßige Fest­
legung der Vorstandswahl (mit 
der Hälfte oder Zweidrittel aer 
Stimmen) eng mit der Beisetzung 
des Vorstandes zusammen.

Als die Juso-HSG ihren bornier­
ten Führungsanspruch nicht mehr 
realisieren konnten, ließen sie 
die Gründungsversammlung an der 
Frage des Stimmschlüssels für's 
erste hochqehen. Der Anlaß ist 
austauschbar.
Die Juso-HSG wissen, daß SHB 
und MSB Interesse an einer 
schnellen Konstituieruna eines 
auf Aktionen drängenden Dachver­
bandes haben. Sie dagegen ver­
suchen, - etwa unter dem Schlag­
wort "Neuorientierung" - die Stu­
dentenbewegung in ein Stadium

der pHjren Diskussion und Lamen- 
tiererei über diverse linke Stra­
tegien zurückzuzerren. Das ist 
objektiv Pazifizierung und Ab­
wiegelungspolitik.
Wir haben immer - und werden es 
auch weiter tun - deutlich ge­
macht :
Der Platz der Juso-HSG ist nicht 
*-R der Seite von maoistischen 
Abenteurern und rechten Studen­
tengruppen. Der Platz der Juso- 
HSG ist an der Seite von SHB 
und MSB.

Stellungnahme der 
Delegierten der Juso- 
Hochschulgruppe und 
der Basisgruppen zum 
Ablauf der Gründungs­
versammlung:

Von Anfang an verzögerten MSB/
SHB die Beratungen auf der 
GründungsverSammlung, weil sie 
sich von einer vorzeitigen A b ­
reise kleinerer Juso- und BG- 
ASten (aus finanziellen wie 
arbeitstechnischen Gründen) 
die Möglichkeit versprachen, 
sich eine Mehrheit zu ersitzen. 
Ein Beispiel dieser Taktik:
Obwohl die VertretungsLerech- 
tigung der anwesenden ASten 
bereits zu Beginn der beiden 
Mitgliederversammlungen von 
VDS und SVI geprüft worden war, 
bestanden die MSB/SHB-Vor- 
standsmitglieder beim Grün­
dungskongreß auf einer erneu­
ten Prüfung aller Unterlagen, 
Diese streckte sich dann über 
einen Tag und eine Nach't hin.

Daß dieses Verhalten von vorne- 
herein geplant war, zeigt die 
Tatsache, daß der VDS-Geschüfts- 
führer (MSB-Mitglied) die Räu­
me für 13 (1) Tage gemietet 
h a tt e.
Konkret zu den Streitpunkten in 
der Satzunq:
1. Stiromschlüssel 
Der SliB/MSB trat, wie schon ge­
sagt, für einen linearen 
Schlüssel ein, Juso-HSG, BG 
unu LHV (Liberaler Hochschul­

verband) für einen degressiven. 
Juso-liSG und BG wollten mit 
ihrem Vorschlag genau das ver­
meiden, was der MSD/SHB-Schlüs- 
sel zur Folge hat: die starke 
Benachteiligung der vielen 
kleinen Fachhochschulen gegen­
über den großen Unis. Lin Bei­
spiel für den MSB/SHB-Schlüssel: 
Uni München ... 133 Stimmen
FIi Osnabrück .. 7 Stimmen
Die F H s , die eine Studenten­
schaft mit spezifischen Proble­
men bilden, wären damit von 
Entscheidungen im Dachverband 
so gut wie ausgeschlossen.

Die Argumentation des MSB/SHB 
für ihren linearen Schlüssel,
"es gibt keine Studenten erster 
und zweiter Klasse", kann nur 
schlecht den wirklichen Zweck 
dieses Vorschlags vertuschen: 
nach ihrem Schlüssel hätten 
SHB/MSB die absolute Mehrheit 
im neuen Dachverband.

2. Modus der Vorstandswahl 
MSB/SHB wollten den Vorstand 
mit 2/3 Mehrheit wählen, J u s o t ^ ^  
HSG und BG mit absoluter M e h r ^ P ^  
heit der MV. MSB/SHB, die ca.
40 % der ASten stellen, hätten 
nach ihrem Vorschlaa eine Sperr­
minorität besessen und dann nur 
einem paritätisch besetzten Vor­
stand zugestimmt. Die Zusammen­
setzung des Vostands wäre also 
•die gleiche wie im letzten Jahr 
gewesen (1 SHB, 1 MSB, 1 J u s o ,
1 LH V ) , und wie im letzten Jahr 
hätte man sich immer gegensei­
tig abgeblockt. Bisher hatte 
diese Zusammensetzung die A r ­
beitsunfähigkeit des VDS zur 
Folge.
Genau dieses wollten Juso-HSG 
und DG vermeiden. Sie treten ein 
für einen Voistand, der eine un­
gerade Zahl von Mitgliedern be­
sitzt, so daß immer Entschei­
dungen und damit Aktionen mög­
lich sind. Dieses kann man je­
doch nur dann durchsetzen, 
wenn dieser Vorstand mit abso­
luter Mehrheit der MV gewählt 
wird. Er bekommt dann klar dei^h,- 
Auftrag, die auf der MV nehr-^^' 
heitlich beschlossene Politik 
durchuführen. Dieser Vorschlag 
macht einen arbeitenden Vo r­
stand erst möglich, ein untä- 
ticrer Dachverband macht sich 
selbst überflüssiq.

Wie platzte die Gründungsver­
sammlung?

Anlaß der Vertagung der MV war 
die Abstimmung über den Stim­
menschlüssel: Ergebnis: 64 :62 
für den Juso-HSG- und BG-Vor- 
schlag. Die Anfechtung dqr A b ­
stimmung durch den MSB erfolgte 
erst nach Bekanntgabe des Er­
gebnisses, d. n. 15 Minuten nach 
der Abstimmung!
Als Grund der ANfechtung benutzte 
der MSB verschieden jnterpretier- 
bare Formulierungen im Koali­
tionsprotokoll einer Delega­
tion. Daraufhin sollte die 
ganze Abstimmung wiederholt 
we r d e n .
Das TAgespräsidium wies die A n ­
fechtung als unbegründet zurück. 
MSB/SHB erkannten die Ent­
scheidung des Präsidiums nicht 
an. Juso-HSG und BG weigerten
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sich daraufhin, länger an einer 
Versammlung teilzunehmen, bei 
der sich MSB und SHB nicht an 
Abstimmungen halten, die Ge­
schäftsordnung nicht beachten 
und durch Verzögerungen sich 
Mehrheiten zu ersitzen versu­
chen (MSB hatte eine Verta­
gung um 7 Stunden beantragt).
Am selben Nachmittag stellte 
das Tagespräsidium fest, daß 
die Gründungskonferenz auf­
grund der Abwesenheit von 
mehr als 50 % der stimmbe­
rechtigten ASten auf den 
8. - 11.5.75 vertagt wird.

Grundsätzlich:
Die Studenten sehen sich mit 
einer Verschlechterung ihrer 
Lebens- und Studienbedingungen 
konfrontiert, mit einer Ent- 
gualifizierung des Studiums.
Zwar werden an einzelnen Hoch­
schulen gegen verschiedener die­
ser Maßnahmen Aktionen der 
Studenten organisiert (Wohn­
heimstreik in Darmstadt und 
Frankfurt z. B .), doch müssen 
diese einzelnen Aktionen ver­
einheitlicht und bundesweit 
durchgeführt werden. Dazu ist 
ein einheitlicher starker Dach­

verband unerläßlich. Dieser 
Dachverband muß aber aktions- 
fähio sein. Die Gründung ei­
nes Dachverbandes mit paritä­
tisch besetztem Vorstand, der 
aufgrund der Erfahrung der 
letzten ih re untätig sein 
wird, bedeutet nichts anderes 
als die Verhinderung bundeswei­
ter Aktionen der Studenten. 
Deshalb treten Juso-HSG und BG 
für die schnellstmögliche Grün­
dung eines einheitlichen starken 
und arbeitenden Dachverbandes 
aller Studenten ein. _

"Schick dein Kind auf bessere Schulen,, 
UND HEUTE?

Es soll aussehen wie ein Teu - 
folskreis:
An bundesdeutschen Schulen ist 
der Lehrermangel, besonders in 
Grund- und Berufsschulen längst 
statistisch erfaßt. Lehrer feh­
len allerorts. An den Schulen 
fallen zwischen 20 und <15 % des 
Unterrichts aus. Lehrer - ein 
Beruf mit Zukunft!? Eltern und 
Schüler reden von Lehrermangel 
und zu hohen Klassenreguenzen, 
die zuständigen Stellen (Kumi) 
reden von einer"Lehrerschwemme". 
Offiziell soll der Bedarf an 
Lehrern bis 1980 gedeckt sein. 
Jedoch werden schon heute in 
Hessen rund 900 zukünftige 
Lehrer keine Stelle bekommen.
Der Widerspruch ist offen­
sichtlich: Immer mehr Lehrer­
kandidaten werden abgelehnt - 
d l ^ ^ u o t e  Schüler : Lehrer 
Vij^Bssert sich trotzdem kaum. 
Ci^^i 150 Lehrer zur Anstellung 
werden nach ihrem 2. Staats­
examen in Hessen nicht ins 
Bcamtenverhäitnis übernommen.
200 Referendare werden nicht 
vereidigt, 771 Bewerber wur­
den abgelehnt. Für die nicht- 
vereidigten Referendare liegt 
noch nicht einmal eine offi­
zielle Auskunft vor. Es heißt 
laut Regierunaspräsidium nur, 
daß die Überprüfung der Be­
werber durch den Verfassungs­
schutz noch nicht abgeschlossen 
sei. Die Gesinnunosscbnüffelei 
gegenüber allen engagierten 
Lehrern setzt neuerdings schon 
in den Hochschulen ein! Jeder 
Student, der sich um eine ver­
tragliche Tutoren- oderhiwi- 
Stelle bewirbt, muß Fragebo­
gen nach seinem "Werdegang" 
ausfüllen und wird von der 
politischen Polizei schließ­
lich befragt. Zu dieser neuen 
Unsicherheit kommt der neueste 
Streich des Kumi. Neuerdings 
müssen alle Bewerber ihre 
Zeugnisse bis zum 5. Mai ein- 
uereicht haben. Die Examens­

prüfungen finden aber erst im 
Juni statt. Für die Studenten 
heißt das, ein halbes Jahr A r ­
beitslosigkeit, bevor sie sich 
überhaupt bewerben können.
In cierZoit zwischen Abstiluß und 
Einstellung entfällt das sowieso 
knappe Bafög und Arbeitslosengeld 
wird nicht gewährt.

Jugendarbeitslosigkeit (Lehr­
stellenmangel) und Verschlech­
terung der Ausbilduno im Lehr- 
lingsbereich ergänzen die Tat­
sache, daß heute allgemein eine 
qualifizierte Ausbilduno nicht 
mehr oefragt ist. Für die Unter­
nehmer ist die qualifizierte Au s­
bildung, sind mehr und bessere 
Lehrer zu teuer für ihre Pro­
fite geworden. Während die Be­
völkerung unter der Verschlech­
terung des Ausbildungssektors 
leidet, verschleudert der Staat 
die Steuergelder, um in der "Wirt­
schaftskrise” den Unternehmern 
durch Investitionsspritzen zu 
immer höheren Profiten zu ver­
helfen.
"Ein Hecht auf Bildunq zu for­
dern, ist so töricht wie zu ver­
langen, daß jeder sein Kind

zum Olympiateilnehmer oder Kon­
zertpianisten könne austilden 
lassen" ("Der Arbeitgeber", Nr.
16, 1972, Organ der Bundesver- 
einicung der Deutschen Arbeit­
geberverbände) . Es ist jedoch 
für uns klar, daß unsere eigene 
Zukunft in dem Recht auf eine 
cualifizierte Ausbilduno und ln 
dem Recht auf Arbeit liegt.
Das einzige Mittel für uns, da­
für einzutreten, ist die Soli­
darität aller Betroffenen. Der 
Fachschaftsrat im FB 2 schlägt 
für alle Interessierten die Ein­
richtung ven Arbeitskreisen vor, 
die die Situation der Lehrer und 
Forderung nach einer besseren 
Lehrerausbildung erarbeiten.
Ebehso wollen wir eine Diskussions­
veranstaltung mit Vertretern 
der GEW an der TII und aus dem 
Bezirk am Mittwoch,23.4.75, zu 
Fragen der Lehrerausbilduno 
veranstalten. Wer sich für die 
Vorbereitung der Veranstaltung 
interessiert, kann sich mit 
uns in der Sitzung des Fach­
schaftsrates jeden Donnerstag 
um 11 Uhr im Fachschaftsrats­
raum (Schloß, 025 ) in Verbindung 
setzen.

9e/ucM !
• 2. Geschäftsführer für Schloßkeller

• Geschäftsführer für Schloßkeller-Cafe

Für beide Jobs wird Aufwandsentschä­

digung gezahlt.

Interessenten bitte im AStA melden
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FACHSCHAFTS und

BASISGRUPPENTERMINE/TH
FB Termin Raum
2 FS-Rat Politik/Geschichte Do 11.00 Turmzimmer
3 Zentralrat GWL Do 20.00 12/334

BG Sport Mi 19.00 11/101
4/5 FS-Rat Mathe/Physik Do 16.00 2d/219

7/8/9 BG Chemie Mi 20.00 AStA
12/13/14 BG Bauingenieure Mo 19.30 11/52

15 BG Architektur Di 17.00 FS-Raum Arch
16 FS-Rat Maschinenbau Di 16.00 11/102

BG Maschinenbau Do 18.00 11/102
17/18/19 BG E-Technik Mi 19.30 1/25

20 BG Informatik Do 19.00 Inform.Geb. 
106

* - y  ß W o f t e n
SiEAU&t ZuC/'E'W 

£ ^ ? Ü W C H i 6 . M C I j p ,

% V /
i

K?

wa s

M O A  M A ? j

JUSO-HOCHSCHULGRUPPE informiert:
Veranstaltung zu "PRAXIS"
"Wer sichert die demokratischen ^  
Rechte und Errungenschaften in 
Jugoslavien ?n
Es sprechen: Gerhard Zwerenz

Prof. Fleischer (THD)
Ort: Hotel Bockshaut
Zeit: Mittwoch, 16.4.75

20.00 Uhr
Veranstalter : Unterbezirk der

JUSOS Darmstadt

Veranstaltung: "Weg mit dem § 218"
Termin: Mittwoch, den 23.4.75 um 19O0Uhr im altes Hauptgebäude 11/100 
Veranstalter: KHG
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Der Iranische Studentenverein

Dannstadt

lädt Sie zum iranischen Neujahrsfest

am ]9. April 1975 um 19.30 Uhr

in die Otto-Berndt-Halle herzlich ein

Schlosskellerprogramm
10.4. 19.30 Uhr

• Gruppe 
eit eine 
Folklore u. 

Irland und 
Setzung:

"N.N." aus Wiesbaden 
internationale 
a. aus Spanien, 

England in der Be-

Mario

Wurzel

Jupp

Tekla

Gitarre,Mandoline 

Gitarre,Mandoline 

Bass gesang 

Gesang

Sie snielten bereits ein Mal im 
Schloßkeller mit viel Erfolg.

12.4. 19.30 Uhr

Flute & Voice
Flute & Voice ist ein im Herbst

* 9 gegründetes Jazz-Duo.
s Rcffcrt: Gitarre, Banjo, 

Querflöte etc.
Hans Brandeis: Sitar, Gitarre, 
Bass, Gesang
Auszug aus dem Mannheimer Mor­
gen zur LP"Flute & Voice” :
Eine der eigenartigsten und 
reizvollsten Pop-Produktionen, 
die deutsche Musiker bisher 
vorgelegt haben. Die beiden 
Mannheimer Hans Brardeis und 
Hans Reffert versuchen mit ih­
ren langen feinfühlen Improvi­
sationen auf Flöten, Gitarren 
und Sitar dem Höhrer Gefühle 
der Entspannung, des Friedens 
und der Gelassenheit zu ver­
mitteln. Beide sind technisch 
erstklassige Musiker, aber 
nicht nur das. Ihre zarten, 
durchlässigen Klänge zeugen 
auch von eingehenden Überle­
gungen und großem Einfühlungs­
vermögen .

19.4. 19.30 Uhr

Besetzung:
Schlagzeug Berthold Anhalt
Gitarre Thomas Anhalt
Bass Peter Körner
Die Darmstädter Jazz-Rock-Grup- 
pe ist bereits mehrmals er­
folgreich im Schloßkeller auf­
getreten.

26.4. 19.30 Uhr

Voices
The New Quintett in Jazz 
Besetzung:
Heinz Sauer Saxophon
Jürgen Wuchner Bass 
Bob Degen Piano
Palf R.Hübner Drums 
Günter Kronberg Saxophon

Die Gruppe Voices wurde 
1973/74 gegründet. Sie macht 
eine Musik, die sich von me­
lodischen, harmonischen und 
rhytlimischcn Improvisationen 
über durcharrangierte Teile 
bis hin zur: Free-Jazz bewegt. 
Jeder von den Spielern ist 
eine bekannte Größe in der 
deutschen Jazz-Scene. Man 
kennt sie als ehemalige Mit­
glieder u.a. der Dave-Pike-Set 
(Hübner), dem Albert-Manqels- 
dorff Sextett (Kronberg, Hüb­
ner, Sauer) und German-All- 
Stars (Sauer, Hübner).

Der Bassist Jürgen Wuchner 
spielte bereits vor einigen 
Kochen zusammen mit dem be­
kannten Saophonisten Coller 
bei einem mitreißenden Konzert 
im Schloßkeller.

Weitere für dieses Semester 
geplante Gruppen:
Coller (Jazz)
Greg Powell (Folk)
Rauhreif (Jazz)
Tritonus (Jazz-Rock)
Derrol Adams (Am.Folk)
Peter Bursch (Chanson)

HEINZ SAUER,

SEHR EMPFEHLUNGSWERT!
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FILMKREIS-PROGRAMM
Folgende Filme waren bis Redaktionsschluß bekannt. Die einzelner 
Filme werden jeweils zwei Tage vorher auf Handzetteln bekanntge­

geben .

2 4 . 4 . 19.00 21.30

Die Jagd
spanischer Film von 1966 
Regie: Carlos Saura

"Die Jagd" beschäftigt sich mit 
3 Männern aus der privilegier­
ten Schicht des spanischen Bür­
gertums .
Sie alle ziehen auf die Jagd, 
in eine dürre, ausgetrocknete 
Landschaft, die noch die Spu­
ren des Bürgerkriegs trägt.
Die Männer wirken wie ausge­
setzt, wie verloren in der 
gelißenden Sonne. Das ent­
spricht exakt ihrem Befinden. 
Jeder von ihnen ist an einem 
Nullpunkt seiner Existenz an­
gekommen: gesundheitlich, 
familiär, geschäftlich. Was 
sie verbindet, sind Erinnerun­
gen. Die Jagd aktiviert sie.
Der Blutrausch den mörderischen 
Abschießens der Kaninchen b e ­
schwört die Atmosphäre von 
vor dreißige Jahren, Die Span­
nungen zwischen ihnen werden im­
mer offenbarer, entladen sich 
schließlich in einem Gemetzel, 
das nicht mehr die Kaninchen 
trifft. Die Männer erlegen sich 
gegenseitig, genüßlich noch im 
Verenden. DerJunge, der stau­
nen zugeschaut hat, ergreift 
entsetzt die Flucht.

Sauras Filme liefen bislang 
nicht in deutschen Kinos. Aus 
dem Fernsehen jedoch ist er durch 
die Filme "Die Straßenjungen" 
bekannt. In Spanien selber wu r­
de nur ein Torso des Films ver­
öffentlicht, nachdem er die spa- 
nisdae Zensur verlassen hatte.

8. 5. 19.CO 21.30

”der nackte 
Mann auf 
demSportplatz,,
Ein DDR-Film aus dem Jahre 1973. 
Regie: Konrad Wolf

Der nackte Mann, auf den der 
Filmtitel verweist, ist eine 
Sportlerstatue, die der Bild­
hauer Kemmel (Kurt 3öwe) für 
den Fußballverein seines Heimat­
ortes gemacht hat, Daß sie frei­
lich nicht einmal eine Sporthose 
tragen würde, hatten die Sport­
freunde von der Figur, die lei­
der auch nicht ihrem aiten, erst 
kürzlich verstorbenen Torwart 
ähnlich sieht, nicht erwartet. 
Kemmel wiederum hat nicht erwar­
tet, daß diese für ihn selbst­
verständliche Nacktheit der Sta­
tue noch ein Problem-sein könne. 
Das ist nur eine der vielen Epi­
soden in diesem Film, die das 
komplizierte Dreiecksverhältnis 
zv/ischen dem Künstler, seiner 
Arbeit und jenen, für die sie 
gedacht und gemacht wird, be­
leuchten .

Wolfgang Kohlhaase und Konrad 
Wolf haben solche Details aus 
dem Alltag des Bildhauers Kem­
mel zu einem atmosphärisch 
dichten, an Zwischentönen rei­
chen und bemerkenswert viel­
schichtigen - Motive aus Wolfs 
früheren Filmen werden immer 
wieder behutsam aufgenommen und 
weitergeführt - Gewebe von Bil­
dern zusammengefügt.

15. 5. 19.00 2 1 .3 0

Andrej
Rubljow
Ein Film aus der UdSSR aus dem 
Jahre 1968.
Regie: Andrej Tarkowskij

Dieser Film wurde im vergangenen 
Jahr vom ZDF ausgestrahlt.
1968 sollte er erstmals in 
Cannes vorgeführt werden, wurde 
dann aber wegen "künstlerischer 
Fehler" und "im Einverstünd-’ 
nis mit dem Regisseur", wie es 
von offizieller sowjetischer 
Seite hieß, kurzfristig zurück­
gezogen .
In Ferm eines ftationendramas 
zeigt Tarkowskij die Entwick­
lung Rubljows in einem Zeit­
raum von etwa 25 Jahren.
Rubljow wird nie als Agieren- 
der, immer nur in der Reak- A  
tion auf politische und m e n s c h ^  
liehe Erfahrungen gezeigt;
Andrej zeiht mit den ebenfalls 
malenden Klosterbürdern Kirill 
und Daniil übers Land nach Mo s­
kau. Durch ein Gewitter zum 
Rasten gezwungen, suchen die 
drei in einer Hütte Obdach, 
wo ein Gaukler frivole Lieder s 
sir.gt. Kirill verrät den Komö­
dianten an die Schergen des 
Großfürsten.

Ein Film, der trotz epischer 
Lrzählweise den Zuschauer zum 
unmittelbaren körperlichen Mi t­
erleben zwingt.

Original mit deutschen Unter­
titeln.



Brief des Präsidentenrats der Studentenföderation 

Chiles an die Asten der BRD:

"Frankfurt, 5.3.75

Wir möchten Euch von der jetzigen Lage des rechtmäßigen Rektors 
der Staatlichen Technischen Universität Chiles, Prof. Er. inq. 
Enrique Kirberg, berichten. Er ist 55 Jahre alt verheiratet, hat 
3 Kinder und einen breiten Wissenschaftlichen Lebenslauf im 
Dienste des Hochschulwesens.
Er wurde am. 12. September 1973 in der Pektorei der Universität 
festgenemmen, nachdem diese ohne jeglichen Grund durch die Ar­
tillerie umlagert und bombardiert wurde.

Der Rektor Trof. Dr. Kirberg wurde danach ins Verteidiounosniniste- 
rium und in die Kaserne Tacna verlegt, wo er Eehandlungen unter­
worfen wurde, die bedrückend für die menschliche Würde sind.

Danach wurde er mit anderen Persönlichkeiten der recht- und ver- 
faseungsnäßigen Regierung zur Insel Dawson gebracht, deren kli­
matischen Bedingungen allen bekannt sind. Der Umoang mit den Ge­
fangenen wurde nicht geändert, sondern, im Gegenteil, verschlimmert.

Rektor Kirberg wurde im Mai 1974 zuerst nach Puchuncave und dann 
nach Ritooue, zwei Konzentrationslager der Marine, oebracht. Da 
man ihn nicht unter Anklage stellen konnte, wurde er plötzlich 
erneut nach Santiago verlegt, unter einer erfundenen Anklarte von 
Steuerhinterziehungen, die vor 10 Jahren stattoefunden haben soll.

... Er wurde ins Zuchthaus von Santiago unter gewöhnliche G e ­
fangene gesteckt, die zu über 15 Jahren Haft bestraft sine.
Die Zellen sind dort sehr eng und haben nicht mal die sanitä­
ren Mindestbedingungen. Dieses hat sich auf den Gesundheitszustand 
des Rektors Kirberg ausgewirkt, sein Gewicht hat am 10 Kilo ab- 
genoirmen, man erlaubt ihm keinen Arztbesuch und sein Leben ist 
jetzt mehr denn jeh in Gefahr.

Wir bitten alle Studentenorganisationen, uns in einer Kampagne 
zu helfen, das Leben von Rektor Kirberg zu retten und seine 
endgültige Freilassung zu erlangen.

Wir bitten Euch, darauf hinzuwirken, daß die Rektoren der Uni­
versitäten der BRD und auch die studentischen Gremien Aktionen 
zur Freilassung von Rektor Kirberg zu unternehmen. ..."

Der AStA der THD schrieb daraufhin dem Präsidenten 

Böhme folgenden Brief:

Sehr geehrter Herr Böhme,

der faschistische Terror in Chile hat zehntausenden von Chile­
nen das Leben gekostet unddbensovielen Kerker oder KZ einge­
bracht.

Darunter befindet sich auch der rechtmäßige Rektor Dr. ing.
Enriqua Kirberg der staatlichen Technischen Universität Chiles, 
den man unter dem Vorwand der Steuerhinterziehung im Zuchthaus 
von Santiago gefangen hält.

Wir fordern Sie daher auf, zu prüfen, inwiefern eine Gastprofessur 
für Herrn Kirberg an der THD in Frage käme, um ihn aus dieser 
lebensbedrohenden Lage zu befreien.

Desgleichen bitten wir Sie, für die Freilassung des seit dem 
4.10.1974 entführten Eergwerksdirektors der staatlichen Kupfer­
mine "Chuquicamata", David Sillermann, einzutreten.

In der Anlage übersenden wir Ihnen einen Brief, den uns chile­
nische Kommilitonen zuqesaidt haben.

Mit freundlichen Grüßen

(Richard Viehl)
Sozialreferent

Bis jetzt hielt es Präsident Böhme nicht für 

notwendig,auf unseren Brief auch nur zu antworten


